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  EDITORIAL

Krieg und Infl ation, Sorgen um die Ener-
gieversorgung und mögliche soziale Ver-
werfungen sind die dominierenden The-
men derzeit – Krisen sind Alltag und gute 
Nachrichten eher Mangelware. Auch 
unser Institut befasst sich aktuell mit 
dem Staat in der Krise: Mittels einer 
Befragung wollen wir herausfi nden, wie 
Führungskräfte die derzeitige Lage und 
momentanen Vorsorgemaßnahmen ein-
schätzen – in der nächsten Ausgabe 
werden wir über die Ergebnisse unserer 
Blitzumfrage berichten. 

Tagespolitische Fragen stehen für unser 
Institut in der Regel nicht im Fokus, wir 
betrachten vorwiegend die langfristigen 
Trends und Entwicklungen des öffent-
lichen Sektors. Und hierfür gilt weiterhin, 
was an dieser Stelle bereits mehrfach 
beschrieben wurde: Digitalisierung und 
das Streben nach Nachhaltigkeit sind aus 
unserer Sicht die maßgeblichen Entwick-
lungen, auf die sich die öffentliche Ver-
waltung und ihre Unternehmen einstel-
len müssen. 

Zwar stellt die Digitalisierung eine tech-
nologisch induzierte Revolution dar, die 
viele Innovationen hervorbringt, gleichzei-
tig werden unter ihrem Einfl uss aber 
auch schon länger bekannte Konzepte 
neu entdeckt und wiederbelebt. Das 
vermeintlich neue Konzept „New Work“ 
ist ein solches. Kennzeichnend ist ein 
ursprünglich eher sozialreformerischer 
Ansatz eines neuen Verständnisses von 
Arbeits- und Wirtschaftsleben: dezentral, 
weitgehend selbstorganisiert mit fl achen 
Hierarchien, ergebnisorientierter Führung 
und einer Aufl ösung der festen zeitlichen 
und örtlichen Trennung von Arbeit und 
Privatleben. Wir gehen dem Konzept 
„New Work“ in dieser Ausgabe auf den 
Grund. Im Schwerpunktbeitrag wird dar-
gestellt, was das Konzept eigentlich ist, 
und untersucht, welchen normativen 
Hintergrund und welche Bedeutung die-
ser Ansatz im öffentlichen Sektor von 
heute hat. 

Arbeitsrechtliche Herausforderungen vor 
dem Hintergrund der Digitalisierung und 
eines neuen Verständnisses von Arbeit, 
nicht zuletzt der Zunahme von Arbeit zu 
Hause (Homeoffi ce), werden in einem 
weiteren Beitrag beleuchtet. Sichtbars-
ten Ausdruck fi ndet „New Work“ in 
neuen Raumkonzepten in Bürogebäu-
den, weshalb wir diesem Thema eben-
falls einen Artikel gewidmet haben. Zu-
dem stellen wir auch in dieser Ausgabe 
wieder zwei junge Technologieunterneh-
men und ihre Partner aus dem öffentli-
chen Sektor vor, womit wir unsere Förde-
rung der Zusammenarbeit von Start-ups 
mit dem öffentlichen Sektor unter dem 
Titel „myGovernment“ unterstreichen. 

Die Gründerszene spielt auch eine Rolle 
am Schluss unserer Ausgabe, wo wir 
kurz zwei neue Arbeitsergebnisse des 
Instituts vorstellen. „Kommunen auf dem 
Weg zur Smart City: die Gründerszene 

Krisen, neue Arbeit und ein 
neuer Beginn

im Blick“ ist der Titel einer Auseinan-
dersetzung mit dem viel behandelten 
Thema der intelligenten Stadt, diesmal 
unter neuem Blickwinkel, aus der Sicht 
junger Technologieunternehmen, die 
Lösungen für die Smart City entwickelt 
haben. Ein Expertenpanel war unter 
anderem die Grundlage für unsere 
Analyse zum kommunalen Gesamtab-
schluss. Hierin gehen wir der Frage 
nach, warum das eigentlich sinnvolle In-
strument eines öffentlichen Konzern-
abschlusses in der Praxis ein Schatten-
dasein fristet. Hinweisen möchten wir 
auch auf den vom Institut unterstützten 
Carl-Goerdeler-Preis für Kommunalwis-
senschaft, der Mitte Juni in Leipzig 
an Dr. Dominik Frankenberg für seine 
Arbeit zum kommunalen Finanzaus-
gleich verliehen wurde. 

Schließlich möchte ich noch eine Ankün-
digung in persönlicher Sache machen: 
Der Vorstand des Instituts verabschie-
det sich. In einer Mitgliederversamm-
lung Ende Juni haben wir unsere Ämter 
in neue, jüngere Hände gelegt. Mathias 
Oberndörfer ist neu gewählt worden 
und wird sich in der kommenden Aus-
gabe hier vorstellen. 

Mir war es eine große Freude, in den 
vergangenen 17 Jahren für das Institut 
zu wirken. Bitte bleiben Sie unserem 
Institut verbunden – und seinem Anlie-
gen, für einen modernen und leistungs-
fähigen öffentlichen Sektor zu wirken. 

Wir wünschen Ihnen eine anregende 
Lektüre. 

Ulrich Maas

Vorsitzender 
Institut für den öffentlichen Sektor e. V.
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GASTKOMMENTAR

Seit über zehn Jahren leite ich mit großer 
Freude das Bundesverwaltungsamt (BVA), 
eine Bundesbehörde mit über 6.000 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern und mehr 
als 150 Aufgaben an 23 Standorten. Wir 
arbeiten für die ganze Bundesregierung 
und alle Ministerien; wir sind eine große 
und erfahrene Dienstleistungs- und Um-
setzungsbehörde. Von der Größe her sind 
wir in der Verwaltung ein echter Tanker, 
kein Schnellboot. 1

Wenn wir von neuen Arbeitsprozessen 
und -strukturen reden, dann bedeutet 
das für ein Haus wie das BVA tiefgrei-
fende Veränderungsprozesse am „offe-
nen Herzen“ – will heißen: während si-
chergestellt werden muss, dass wir allen 
unseren Aufgaben nachkommen und 
diese erfüllen. Hinzu kommen die allge-
meinen Rahmenbedingungen, in denen 
Verwaltung generell agiert: Rechtssicher-
heit, Hierarchieprinzip, Aufbauorganisa
tion, um nur einige zu nennen. Das sind 
Rahmenbedingungen, die nicht dafür  
gemacht wurden, Veränderungen zu er-
möglichen, sie sollen Beständigkeit und 
Verlässlichkeit schaffen. 

Wie können Maßnahmen in Richtung  
einer „neuen Arbeit“ umgesetzt wer-
den – als „Verwaltungstanker“ in einem 
Verwaltungssystem – und welche Maß-
nahmen sind das? Wichtig ist mir zu  
betonen, dass diese Maßnahmen dazu 
da sind, die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, komplexer werdende Aufga
ben zum Beispiel im Rahmen der Digi- 
talisierung der Verwaltung umsetzen zu 
können und fähige Menschen dafür zu 

1	 Harriet Lerner (1999): Zärtliches Tempo (deutsche Ausgabe)

begeistern, daran mitzuwirken. Sie sind 
also keineswegs Kür, sondern Notwen-
digkeit.

Wir erleben gewaltige gesellschafts
politische Veränderungen und Krisen, 
wie zum Beispiel die Digitalisierung der 
Arbeitswelt und die Corona-Pandemie in 
Verbindung mit dem demografischen 
Wandel und dem Fachkräftemangel.  
Dadurch werden Veränderungsprozesse 
beschleunigt, die einen ganzheitlichen 
Ansatz wie die Einführung neuer Arbeits-
prozesse und Arbeitsstrukturen gleich-
zeitig ermöglichen und erfordern.

Für uns im Bundesverwaltungsamt geht 
es bei dem Thema im Kern darum, wie 
wir eine zukunftsorientierte Zusammen-
arbeit im Haus ermöglichen, um unter 
anderem auch die Digitalisierung im 
Haus voranzubringen. Dafür haben wir 
fünf Felder unter der Überschrift digital.
menschlich.vernetzt identifiziert, in denen 
wir entsprechende Maßnahmen durch-
führen und die in den Bereichen Organi-
sation, Personal und Führung liegen:

–– Kommunikation und soziale Vernetzung
–– Führung und Zusammenarbeit
–– Wertschätzung und Diversität
–– Wissen und Kompetenz
–– Arbeitsumfeld und Arbeitsorganisation

Für jedes dieser Felder haben wir Maß-
nahmen umgesetzt oder entwickeln 
diese. Wir orientieren uns dabei unter  
anderem an den folgenden Zielvisionen:

–– Wir fördern interdisziplinäre und diverse 
Teams sowohl in Projekten als auch in 
Linie. 

„In unserer sich schnell verändernden Gesellschaft gibt es nur zwei Dinge, die sich nie ändern 

werden: (…) der Wille zur Veränderung und die Angst vor Veränderung.“1 

Neue Arbeitsprozesse und -strukturen 
in der öffentlichen Verwaltung

Christoph Verenkotte 

Präsident des Bundesverwaltungsamtes
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–– Wir wollen so viel Selbstorganisation 
wie möglich; Führungskräfte gestal-
ten den Rahmen dafür. Diese wandeln 
sich von kontrollierenden zu koordinie-
renden Instanzen und zu Vorbildern, die 
über die Vorgabe von Visionen führen.

–– Wir stärken Verantwortungsbereit-
schaft und Delegationsfähigkeit auf  
allen Ebenen. 

–– Bei Führungskräften legen wir einen 
stärkeren Fokus auf strategische und 
Führungskompetenzen als auf fach
liche und juristische Kenntnisse. Bei 
allen Beschäftigten fördern wir soge-
nannte Soft Skills wie Kommunika-
tions- und Kollaborationsfähigkeiten. 

–– Wir schaffen eine konstruktive Fehler-
kultur, die ein Anreizsystem für eine 
offene Fehlerkommunikation und das 
daraus Erlernte bietet. 

–– Wir wollen mehr Experimente, neue 
Ideen und dabei agile Herangehens-
weisen, weniger eine Umsetzung  
alter Konzepte. Innovationen und IT 
sind wichtig, aber Enabler im Hinter-
grund, kein Selbstzweck.

Arbeitszeit und Arbeitsort können im BVA 
dank eines seit langer Zeit etablierten 
Modells zur flexiblen Arbeitszeit im Team 
und einer ergänzenden Dienstverein
barung zur mobilen Arbeit größtenteils  
eigenverantwortlich gewählt werden. 
Die Angebote werden von den Beschäf-
tigten positiv aufgenommen und intensiv 
genutzt. Der Anteil der regelmäßig von 
zu Hause Arbeitenden liegt derzeit bei 
etwa 35 Prozent, mit deutlich steigender 
Tendenz. 

Natürlich stellt das auch andere Anforde-
rungen an die Büro- und Besprechungs-
raumumgebung. Meine Behörde prüft in 

geeigneten Abteilungen derzeit die Mög-
lichkeiten und Grenzen einer Umstellung 
auf ein Shared-Desk-Modell. 

Besonderheiten im Vergleich zur übli-
chen Ausstattung sind hierbei die deut-
lich reduzierten Ablagemöglichkeiten und 
die einheitliche Ausstattung inklusive  
einer Dockingstation. An allen Arbeits-
plätzen gilt eine strikte Clean-Desk- 
Policy, die den Erhalt der flexiblen Raum-
nutzung sicherstellt. Die räumliche 
Durchmischung der Teams fördert den 
übergreifenden Informationsaustausch 
und bricht das Silodenken auf. Einladend 
gestaltete Gemeinschafts- und Kreativi-
tätsräume fördern die Kommunikation 
und den Blick über den Tellerrand. 

Ein weiterer Baustein ist die Einrichtung 
von Digitalisierungslaboren. In diesen 
werden abteilungs- und hierarchieüber-
greifend konkrete Digitalisierungslösun-
gen erarbeitet. Durch die interdisziplinäre 
Workshop-Arbeit werden unsere Digitali-
sierungsprinzipien sowie die technischen 
Möglichkeiten innerhalb der diversen 
Fachaufgaben des BVA für eine breite 
Basis der Beschäftigten erlebbar.

Spielerische Herangehensweisen und 
eine Kultur, in der aus Versuchen und  
Fehlern gelernt werden kann, werden 
durch entsprechend konzipierte und aus-
gestattete Räumlichkeiten wesentlich 
unterstützt. Das kreative Denken und der  
gegenseitige Austausch werden geför-
dert und moderne Methoden wie Design 
Thinking eröffnen neue Ansätze und  
Lösungen. 

Wie geht es mit diesen Ansätzen 
denn nun weiter?
Dort, wo Homeoffice schon jetzt funk
tioniert, wird es auch in Zukunft bleiben 
und darüber hinaus noch ausgebaut  
bzw. durch die Einführung digitaler Lö-

sungen in weiteren Bereichen ermöglicht 
werden. Ich bin der Überzeugung, dass 
hybride Arbeitssituationen, bei denen 
Mitarbeitende vor Ort im Büro, im Home
office oder mobil (idealerweise kollabora-
tiv) arbeiten können, unsere Arbeitswelt 
zukünftig auszeichnen werden. Neues 
Arbeiten bedeutet auch smarte Bürokon-
zepte, die weniger ein klassisches Büro 
sind, sondern vielmehr ein Ort des sozia-
len Austauschs. Das Büro wird zukünftig 
mehr Begegnungs- und Austauschort 
sein und muss daher auch entsprechend 
gestaltet werden. 

Dienstreisen werden zukünftig nicht 
mehr in dem Umfang stattfinden, wie es 
vor der Krise üblich war. Insbesondere 
Tagesdienstreisen für Stundentermine 
werden auch nach der Krise in der Regel 
in virtuellen oder hybriden Konferenzen 
stattfinden. Die hybride Durchführung 
wird es auch zukünftig erlauben, den  
Teilnehmerkreis unabhängig von den  
örtlichen Gegebenheiten zu gestalten 
und beispielsweise auch kurzfristig Be-
schäftigte von anderen Standorten mit 
einzubeziehen.

Zusammenfassend kann man festhalten, 
dass man beim Thema New Work sich 
nicht einfach auf eine Auswahl beliebiger 
Einzelmaßnahmen beschränken darf. Es 
reicht nicht, Shared-Desk-Büros einzu-
richten und einen Kicker in die Kantine  
zu stellen! Vielmehr müssen wir das  
dahinterstehende komplexe Gefüge von 
Demokratisierung, Dezentralisierung und 
Digitalisierung ganzheitlich betrachten 
und gemeinschaftlich angehen. 

© 2022 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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Der demografische Wandel, sich verändernde Bedürfnisse von Kundinnen und Kunden sowie  

Bürgerinnen und Bürgern, die Digitalisierung aller Lebensbereiche – dies alles sind aktuelle  

Herausforderungen, mit denen auch der öffentliche Sektor als Arbeitgeber konfrontiert wird.  

Um Problemstellungen wie diese zu lösen, orientieren sich Organisationen an Leitbildern  

von Reformkonzepten, die sich oft zügig und in Modewellen verbreiten. Auch Organisationen  

im öffentlichen Sektor richten sich nach solchen Leitbildern, weil sie ihre eigene Legitimation  

gegenüber der Gesellschaft erhalten wollen.

New Work – was ist das eigentlich  
und welche Bedeutung hat dieser  
Ansatz im öffentlichen Sektor? 

SCHWERPUNKTTHEMA

So streben die Organisationen danach, modern, arbeitnehmerfreundlich, wettbewerbs-
fähig und effizient zu sein. Die Frage, ob die Modewelle oder das Reformkonzept 
richtig für die eigene Organisation ist und Faktoren wie Effektivität und Effizienz tat-
sächlich positiv beeinflusst werden können, wird oft zu selten oder zu spät gestellt.1  

Nach den Reformwellen New Public Management und New Public Governance 
scheint sich nun eine weitere Neuerung abzuzeichnen: Wir kennen die einzelnen  
aktuellen Reformkonzepte unter Schlagworten wie „agile Organisation“ sowie „ver-
netzte“ oder „digitale“ Verwaltung. Für diese Trends gibt es noch keinen etablierten 

Titel und ob sich hierzu ein übergeordnetes Leitbild herauskris-
tallisiert, bleibt zunächst abzuwarten. Unter diese neue Reform-
welle lassen sich vielfältige Vorhaben subsumieren, welche 
sowohl nach innen gerichtete Veränderungen (Art und Weise 

der Aufgabenerfüllung, Leitungsstruktur, interne Zusammenarbeit und Kommunika-
tion) als auch nach außen gerichtete Anpassungen (Leistungsangebote, Kunden- und 
Bürgerkontakt, Vernetzung mit dem Umfeld) der Organisationen nach sich ziehen.  
Zu den Schlagworten dieser neuen Reformwelle zählt auch „New Work“, dessen  
Instrumente sich auf die nach innen gerichteten Veränderungen einer Organisation 
beziehen und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Fokus rücken.

New Work – Herkunft des Begriffs
Im Rahmen der Organisationstheorie der 1960er und 1970er Jahre haben sich zahl-
reiche Human-Resource-Ansätze herausgebildet, in denen es „ganz essenziell um eine 
motivationsorientierte Neugestaltung organisatorischer Strukturen und Prozesse“2 
geht. In dieser Zeit beschäftigt sich auch der Sozialphilosoph Frithjof Bergmann mit 
der Beziehung zwischen Mensch und Arbeit. Er entwickelt aus der Kritik an der klas-

1	 Vgl. Bogumil, J. (2011): Evaluation des Neuen Steuerungsmodells. In: Blanke, B. (Hrsg.): Handbuch zur Verwaltungsreform. 4. Auflage Wiesbaden:  
VS Verlag für Sozialwissenschaften, S. 554 – 562

2	 Schreyögg, G. (2004): Organisationstheorie. In: Schreyögg, G./von Werder, A. (Hrsg.): Handwörterbuch der Organisation und Unternehmensführung. 
4. Auflage Stuttgart: Poeschel, S. 1069 – 1088

New Work richtet sich auf Veränderungen nach  
innen und fokussiert die Beschäftigten
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sischen Lohnarbeit im kapitalistischen Wirtschaftssystem heraus ein alternatives 
Modell.3 Dieses trägt den Titel „Neue Arbeit“ bzw. „New Work“. Die zentralen Werte 
von New Work sind Selbstständigkeit, Freiheit und Teilhabe an der Gemeinschaft. 
Bergmann fordert in seinem Modell der Arbeit für den Einzelnen eine Dreiteilung sei-
ner Beschäftigung. Demnach soll Letzterer zu gleichen Teilen klassischer Erwerbs
arbeit nachgehen, Arbeit verrichten, die er wirklich machen 
will, und „Hightech-Eigenproduktion“ betreiben.4 Insbeson-
dere die Selbstversorgung auf einem sehr hohen technischen 
Niveau soll die Unabhängigkeit jedes Einzelnen erhalten, damit 
durch Arbeit kein Abhängigkeitsverhältnis mehr entsteht. Eine solche Selbstversor-
gung kann durch „Community-Produktionsräume“ erreicht werden, die „den Men-
schen vor Ort Zugang zu befreienden Technologien“5 ermöglichen, um selbstständig 
Produkte aus verschiedensten Bereichen herzustellen, beispielsweise Nahrung oder 
Elektrizität. Ziel der Dreiteilung ist „eine größere Autonomie jedes Menschen und 
eine stärkere Sinnhaftigkeit der eigenen Tätigkeit bei intensiverer Einbindung in die 
Gesellschaft“6.

Mit dem vor über 40 Jahren von Bergmann begründeten Modell der Neuen Arbeit 
hat der heute verwendete Sammelbegriff „New Work“ noch gemeinsam, dass die 
darunter gefassten Ansätze und Elemente eine nachhaltige Veränderung der Arbeits-
welt nach sich ziehen.7 Aktuell lässt sich unter dem Begriff „New Work“ „so ziem-
lich alles subsumieren, was mit den gegenwärtigen Veränderungen rund um Arbeit, 
Führung und Organisation zu tun hat“8.

New Work, Agilität und Arbeit 4.0 – Versuch einer Abgrenzung 
Oft fallen Begriffe wie „agile“ oder „digitale Arbeit“ sowie „Arbeit 4.0“ in einem 
Atemzug mit New Work. Die Abgrenzung der Bezeichnungen voneinander ist nicht 
eindeutig möglich und wird oft sehr unterschiedlich vorgenommen. Beispielsweise 
wird New Work als Unterbegriff – ähnlich wie die Ansätze Digital Workplace, Future 
Work oder agile Arbeit – des Oberbegriffs „Arbeit 4.0“ geführt.

3	 Vgl. Bergmann, F. (1997): Die neue Arbeit: Skizze mit Vorschlag. In: Gewerkschaftliche Monatshefte, 48(9/10), S. 524 – 534.; Lindner et. al. (2018):  
Arbeit 4.0 – Konzepte für eine neue Arbeitsgestaltung in KMU. In: HMD 2018, 55, S. 1065 – 1085; Hackl et. al. (Hrsg.) (2017): New Work: Auf dem Weg 
zur neuen Arbeitswelt: Management-Impulse, Praxisbeispiele, Studien. Springer-Verlag	

4	 Vgl. Bergmann, F. (2004): Neue Arbeit, Neue Kultur. Freiburg: Arbor Verlag.; Hackl et al. 2017

5	 Bergmann, F. (2011): Tun, was wirklich wichtig ist. In: Politische Ökologie 125, S. 106

6	 Werther, S./Bruckner, L. (Hrsg.) (2018): Arbeit 4.0 aktiv gestalten: Die Zukunft der Arbeit zwischen Agilität, People Analytics und Digitalisierung.  
Springer-Verlag, S. 658

7	 Vgl. Hackl et al. (Hrsg.) (2017): New Work: Auf dem Weg zur neuen Arbeitswelt: Management-Impulse, Praxisbeispiele, Studien. Springer-Verlag.;  
Vollmer, L./Poppenborg, M. (2018): Was Sie über New Work wissen sollten. In: Ternès, A./Wilke C. (Hrsg.): Agenda HR-Digitalisierung, Arbeit 4.0,  
New Leadership. Wiesbaden: Springer Gabler, S. 21 – 28; www.agentur-jungesherz.de/hr-glossar/new-work/ (2019)

8	 Vollmer, L./Poppenborg, M. (2018): Was Sie über New Work wissen sollten. In: Ternès, A./Wilke C. (Hrsg.): Agenda HR-Digitalisierung, Arbeit 4.0, 
New Leadership. Wiesbaden: Springer Gabler, S. 21 – 28

Der Sozialphilosoph Frithjof Bergmann ist der  
Begründer des Modells der Neuen Arbeit
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„Arbeit 4.0“ ist eine Sammelbezeichnung für alle Themen in Bezug auf die Digita
lisierung von Arbeit. Unter Berücksichtigung der ursprünglichen Idee Bergmanns  
hat der New-Work-Ansatz aber eine normative Komponente, welche der Sammel
begriff „Arbeit 4.0“ nicht beinhaltet. Der sozialphilosophische Ansatz von New Work 
rückt den Menschen und die Erfüllung sowie Sinnhaftigkeit der Arbeit in den Mittel-
punkt. New Work beinhaltet „eine normativ-utopische Dimension darüber […], wie 
Arbeit in Zukunft eigentlich sein sollte“9.

Ursprünglich spielten die Digitalisierung und die damit verbundene Veränderung der 
Arbeitswelt eine untergeordnete Rolle im Konzept von Bergmann.10 New Work nach 
seinem Verständnis setzt zunächst keine Digitalisierung voraus. Werte wie sinnhafte 

Arbeit, Zusammenarbeit auf Augenhöhe, eigenverantwortli-
ches Arbeiten, demokratische oder partizipative Führungskul-
tur sowie Team-, Netzwerk- und Projektarbeit sind unabhängig 
von digitalen Entwicklungen. Der technologische Fortschritt 

und die Digitalisierung von Arbeitsprozessen ermöglichen jedoch an vielen Stellen 
die Flexibilisierung von Arbeitszeit- und Arbeitsortmodellen und leisten damit einen 
Beitrag zum Prozess der Kulturveränderung in der Arbeitswelt.

New Work wird oft mit der Flexibilisierung von Ort und Zeit der Arbeit gleichgesetzt, 
zum Beispiel durch Homeoffice.11 Zeitliche und örtliche Flexibilisierung der Arbeits
tätigkeit spielen zwar bereits bei Bergmann eine zentrale Rolle, aber durch den tech-
nologischen Fortschritt ergeben sich neue Möglichkeiten bei der Realisierung alter-
nativer Arbeitsmodelle. Zugleich wird New Work oft nur auf den Aspekt moderner 
Bürokonzepte (beispielsweise durch Co-Working-Places, freie Platzwahl, Meeting-
räume sowie automatische Lichtsteuerung für Büros) reduziert.12 

Des Weiteren bestehen Parallelen zwischen New Work und Agilität. Agilität beinhaltet 
die Fähigkeit einer Organisation, notwendige Veränderungen durch flexibles sowie 
proaktives und antizipatives Handeln umzusetzen, wobei dies zugleich den Arbeitsstil 
und die Zusammenarbeitsformen unter den Beschäftigten entscheidend prägt. Übri-

gens handelt es sich auch bei dem Thema Agilität – ebenso 
wie bei New Work – nicht um eine neue Entwicklung. Bereits 
in den 1960er Jahren wurden Forschungsarbeiten zu organisa-
tionaler Agilität durchgeführt. Letztlich geht es nicht um aktu-
elle Trends, sondern eher um bereits bekannte Ansätze und 

Modelle, welche durch die Veränderung des Zeitgeistes sowie wirtschaftliche und 
technologische Entwicklungen neue Relevanz und Aufmerksamkeit erfahren.13

New Work – Elemente und deren Verbreitung im öffentlichen Sektor
Bei New Work handelt es sich folglich nicht um ein in sich geschlossenes, einführ
bares Konzept.14 Die Bezeichnung ist vielmehr ein Sammelbegriff aus verschiedenen 
Ansätzen, Methoden und Elementen, welche sich zum einen aus dem ursprüng
lichen Konzept von Bergmann ableiten lassen und sich zum anderen aus der techno-
logischen und wirtschaftlichen Entwicklung ergeben – sie werden letztlich unter 
dem Begriff New Work subsumiert. Die folgende Abbildung fasst die verschiedenen 
Elemente und Instrumente zusammen.

9	 Werther, S./Bruckner, L. (Hrsg.) (2018): Arbeit 4.0 aktiv gestalten: Die Zukunft der Arbeit zwischen Agilität, People Analytics und Digitalisierung.  
Springer-Verlag, S. 91

10	 Vgl. Hackl, B./Wagner, M./Attmer, L./Baumann, D. (Hrsg.) (2017): New Work: Auf dem Weg zur neuen Arbeitswelt: Management-Impulse, Praxis
beispiele, Studien. Springer-Verlag

11	 Vgl. Lindner et. al. (2018): Arbeit 4.0 – Konzepte für eine neue Arbeitsgestaltung in KMU. In: HMD 2018, 55, S. 1065 – 1085

12	 Vgl. Matusiewicz, D. (2019): Gesunde Arbeitswelt der Zukunft – Der Produktionsfaktor Mensch und seine digitale Gesundheit am Arbeitsplatz. In:  
Hermeier, B./Heupel, T. und Fichtner-Rosada, S. (Hrsg.): Arbeitswelten der Zukunft. Wiesbaden: Springer Gabler, S. 289 – 302

13	 Nebauer-Herzig et. al. (2019): Kompetenzentwicklung, Triadengespräche und Strategie – Das Projekt IntraKomp. In: Burghard Hermeier, B./ 
Heupel, T. und Fichtner-Rosada, S. (Hrsg.): Arbeitswelten der Zukunft. Wiesbaden: Springer Gabler, S. 499

14	 Vollmer, L./Poppenborg, M. (2018): Was Sie über New Work wissen sollten. In: Ternès, A./Wilke C. (Hrsg.): Agenda HR–Digitalisierung, Arbeit 4.0, 
New Leadership. Wiesbaden: Springer Gabler, S. 21 – 28; Hackl et al. (Hrsg.) (2017): New Work: Auf dem Weg zur neuen Arbeitswelt: Management- 
Impulse, Praxisbeispiele, Studien. Springer-Verlag.; Lindner et al. (2018): Arbeit 4.0 – Konzepte für eine neue Arbeitsgestaltung in KMU. In: HMD 2018, 
55, S. 1065 – 1085

Digitalisierte Arbeitsprozesse ermöglichen  
flexiblere Arbeitszeit- und Arbeitsortmodelle

Agile Unternehmen können notwendige  
Veränderungen durch proaktives und antizipatives 

Handeln einleiten
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Die Elemente aus den Bereichen „Flexibilität“ und „Neue Bürokonzepte“ (flexible 
Arbeitsorte/Homeoffice-Möglichkeiten, kreative Arbeitsorte) lassen sich durch  
Anschaffung entsprechender Hardware- und Softwareausstattung für die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sowie bauliche Veränderungen relativ leicht realisieren 
(unter der Annahme, dass die Mitbestimmungsorgane diesen zustimmen und Haus-
haltsmittel zur Verfügung stehen). Die Integration von Elementen aus den Bereichen 
Individualität und Führung im öffentlichen Sektor, welche die Veränderungen beim 
Verhalten von Menschen (Führungskultur, Mitbestimmung, Kooperationsformen) 
und Veränderungen an grundlegenden Organisationsmerkmalen des öffentlichen 
Sektors (Hierarchie, Einhaltung von Instanzenzügen, Regelgebundenheit) bedeuten, 
gestaltet sich schwieriger und geht mit zum Teil kontroversen Diskussionen einher. 

Gesamtgesellschaftliche Phänomene wie der Wunsch nach mehr Mitbestimmung 
und Individualisierung der Lebensstile wirken sich zugleich auf die Arbeitswelt aus 
und werden auch vor dem öffentlichen Sektor nicht haltmachen. Passende Beispiele 
aus dem New-Work-Portfolio, welche bereits im öffentlichen Sektor – vereinzelt – 
zur Anwendung kommen, sind die Beteiligung der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter an der Strategieentwicklung sowie die 
Mitbestimmung bei Leistungs- und Lernzielen. Neue Füh-
rungskonzepte, die Vorgesetzte als Coaches und Personalent-
wickelnde stärken, werden diskutiert und sind in Strategie
papieren der Organisationen aufgeführt. Weiterbildungen und Vorträge zu diesen  
Themen werden in großen Behörden des öffentlichen Sektors angeboten. Agile  
Arbeitsweisen und schnelle Entscheidungsprozesse finden sich insbesondere in Pro-
jektorganisationen innerhalb der Organisationen – selten jedoch in Linienstrukturen 
(vergleiche auch Praxisbeispiel auf Seite 10).

Vielfältige Handlungsoptionen – keine Patentrezepte für die Einführung 
von New Work
Auch in der Debatte um New Work wird bereits darauf hingewiesen, dass es bei der 
Strömung vielfältige Handlungsoptionen und keine Patentrezepte für die Umsetzung 
gibt.15 Die Diskussion ist aktuell eher geprägt von Vorzeigeprojekten und Best-
Practice-Beispielen verschiedenster Unternehmen. Jedes Unternehmen verfügt 
über „eine einzigartige Kultur, die bedingt durch die eigene Geschichte und die damit 
verbundene Sozialisation geprägt ist“16. Folglich sollte sich jedes Unternehmen – so 
der Appell – kritisch mit den Ansätzen auseinandersetzen und es sollte für sich einen 
individuellen Transformationsprozess entwickeln. Das bedeutet, dass auch jede Orga-

15	 Vgl. Vollmer, L./Poppenborg, M. (2018): Was Sie über New Work wissen sollten. In: Ternès, A./Wilke C. (Hrsg.): Agenda HR-Digitalisierung, Arbeit 4.0, 
New Leadership. Wiesbaden: Springer Gabler, S. 21 – 28

16	 Werther, S./Bruckner, L. (Hrsg.) (2018): Arbeit 4.0 aktiv gestalten: Die Zukunft der Arbeit zwischen Agilität, People Analytics und Digitalisierung.  
Springer-Verlag, S. 232

Die heutige Arbeitswelt wird geprägt durch  
individualisierte Lebensstile und den Wunsch  
nach Mitbestimmung 
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Individualität Führung Agilität Flexibilität Neue Bürokonzepte

Beteiligung der Mit
arbeiterinnen und  
Mitarbeiter an der 
Strategieentwicklung

Flexibler Wechsel  
zwischen Führungs- 
und Fachkarriere

Schnelle Entschei-
dungsprozesse

Flexible Arbeitsorte/
Homeoffice-Möglich-
keiten

Kreative Arbeitsorte

Eigenständige Fest
legung der Leistungs- 
und Lernziele

Führungskraft als 
Coach/Personal
entwickler

Weniger Hierarchie-
stufen

Flexible Arbeitszeiten

Selbstbestimmung: 
Teil der Arbeitszeit  
für kreative/eigene 
Projekte nutzbar

Moderne, demokrati-
sche Führungskultur

Jobrotation (Wechsel 
der Arbeitsaufgaben/ 
-stelle)

Quelle: Eigene Darstellung nach Hackl, B. et al. (2017): New Work: Auf dem Weg zur neuen Arbeitswelt: Management-Impulse, Praxisbeispiele, Studien

Abbildung: Elemente und Instrumente von New Work

© 2022 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.



PUBLIC GOVERNANCE  Sommer/Herbst 2022

10  SCHWERPUNKTTHEMA  

nisation des öffentlichen Sektors entsprechend Organisationszweck und Handlungs-
auftrag sowie nach Analyse der zu erbringenden Aufgaben ein passfähiges Moder
nisierungskonzept nach kritischer Reflexion von New Work erarbeiten und einen 
Umsetzungsprozess (wann, was und wie) entwickeln müsste.

Diese kritische Reflexion ist notwendig, um Fehler aus vergan-
genen Reformwellen nicht zu wiederholen. Infolgedessen 
kann das Ergebnis auch beinhalten, dass einzelne Elemente 
vom Transformationsprozess ausgenommen sind, da sie dem 
Zweck und den Zielen der Organisation entgegenstehen. Bei-

spielsweise könnten moderne offene Bürokonzepte für Organisationen (oder Teile 
der Organisation), die mit sensiblen Sozialdaten arbeiten und regelmäßig Bürger
kontakte haben, ausgeschlossen werden. Auch könnten etwa Mitarbeiterinnen und 

Organisationen sollten kritisch reflektieren,  
welche Elemente von New Work zu den eigenen 

Zielen passen

Als eine der größten Verwaltungsorganisationen in Deutschland 

hat die Bundesagentur für Arbeit (BA) wichtige Elemente von New 

Work mit der Initiative „Agile Transition“ umgesetzt. Insbesondere 

im Rahmen von Digitalisierungsprojekten wollte die BA weg von 

langwierigen, starren und detailliert durchgeplanten Projekten,  

die trotz jahrelanger Arbeit und hohem Aufwand nicht sicher die  

Erwartungen der zukünftigen Nutzerinnen und Nutzer trafen. Daher 

wurde die Realisierung von Standardvorgehen auf agile Methoden 

wie Scrum umgestellt. Zugleich wurden umfangreich Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter geschult und Räume umgestaltet. Begleitet 

wurde die Initiative durch umfassende Akzeptanzmaßnahmen wie 

intensive Intranet-Kommunikation und Informationsposter. 

Die Teams in Projekten werden interdisziplinär aus fachlichen Ex-

pertinnen und Experten, User-Experience- und typischen IT-Fach-

leuten zusammengestellt. Erforderlich ist dabei, dass im Projekt-

verlauf so früh wie möglich und regelmäßig Beteiligungsformate 

zum Einsatz kommen, welche die Design- oder Umsetzungsergeb-

nisse des Projektteams mit echten Anwendenden bzw. Bürgerin-

nen und Bürgern überprüfen und Einschätzungen zur Einfachheit, 

Attraktivität und Vollständigkeit der entwickelten Lösung einholen.

Neben der Veränderung des Projektmanagements durch die Agile 

Transition sind durch diesen Wandel drei Aspekte von New Work 

herauszustellen:

Die fachlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den agilen  

Projektteams erleben im Alltag der Projektdurchführung charakte-

ristische agile Werte wie gleichberechtigte Kommunikation im  

gesamten Team ohne Fokus auf Hierarchien. Sie können mit ihrer 

Expertise das Design einzelner Lösungen und deren fachliche Aus-

prägung direkt mitbestimmen. Klärungen und Entscheidungen im 

Projekt erfolgen in der Regel in direktem persönlichen Austausch, 

wobei Formalismen typischer Verwaltungsvorgänge keine Rolle 

spielen. Damit wird insgesamt eine andere Arbeitskultur im agilen 

Vorgehen erlebbar.

Die BA hat im Zuge der Agilen Transition auch bewusst eine der 

Arbeitsform angepasste Raum-Infrastruktur geschaffen. Neue 

Raumkonzepte, zum Beispiel Großraumbüros für Scrum-Teams 

und Lab-Bereiche mit Pinnwänden und Whiteboards für kreative 

Arbeit, ermöglichen die interdisziplinäre gemeinsame Arbeit. So 

können gemischte Teams aus Fach-, Methoden- und IT-Expertin-

nen und -Experten den Nutzen täglicher intensiver Kommunika-

tion, kurzer Wege und offener Türen ziehen. Damit ist das agile 

Vorgehen im Arbeitsalltag als normale Kultur physisch erlebbar.

Der starke Fokus der Agilen Transition auf frühzeitige und stetige 

Beteiligungsformate von Praktikern oder Kunden bedingt neben 

den Vorteilen der höheren Qualität und Akzeptanz der Realisie-

rungsergebnisse auch den perspektivischen Wandel, dass die 

Umsetzungsarbeit mit Fokus auf die Nutzerfreundlichkeit und Pra-

xisorientierung geschieht. Die BA nimmt hier die Perspektive ein, 

dass nicht einfach Ergebnisse beliebiger Qualität von Nutzerinnen 

und Nutzern akzeptiert werden, sondern dass den Interessen und 

Erwartungen der Kunden und Anwender im Sinne einer Service

erbringung besonderer Vorrang einzuräumen ist. Daraus resultie-

ren Erfolge, zum Beispiel bei Online-Antragsverfahren, wie schnell  

gestiegene Nutzungszahlen und verkürzte Antragsbearbeitung 

bei Kunden. Eingebaute Bewertungsmechanismen in umgesetzte 

digitale Angebote, wie „1 bis 5 Sterne“, liefern außerdem Rück-

meldungen, in welchen sich die Zufriedenheit der Nutzerinnen 

und Nutzern widerspiegelt.  
Stephan Mautner

Quellen:

Bundesagentur für Arbeit, IT-Systemhaus, https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/ 
it-systemhaus/agile-transition

Bayer, Martin: Bundesagentur für Arbeit treibt Digitale Agenda voran. In: cio.de, 24.5.2019, 
https://www.cio.de/a/bundesagentur-fuer-arbeit-treibt-digitale-agenda-voran,3590905

König, Andrea: Bundesagentur für Arbeit – Der Wandel zur Agilen Behörde. In: Computer
woche, 25.9.2019, https://www.computerwoche.de/a/der-wandel-zur-agilen-behoerde, 
3547787

Praxisbeispiel: „Agile Transition“ der Bundesagentur für Arbeit
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Mitarbeiter zwar bei der Form der Zusammenarbeit und der eigenen Entwicklung, 
nicht aber bei der Art der Aufgabenerledigung mitbestimmen, um Merkmale wie 
Rechtmäßigkeit, Regelorientierung und Berechenbarkeit bei der öffentlichen Leis-
tungserbringung nicht zu gefährden.

Neben der Reflexion, ob die Elemente zur Organisation passen, besteht eine große 
Herausforderung darin, sich in Bezug auf die verschiedenen Elemente von New 
Work auf eine Handlungsoption festzulegen und hierfür innerhalb der Organisation 
einen breiten Konsens zu finden. Hinzu kommt, dass die einzelnen Elemente nicht 
eindeutig definiert sind. Offen sind beispielsweise Fragen wie etwa: Was genau  
beinhaltet eine moderne, demokratische Führungskultur? Wo fängt sie an und wo 
sind ihr Grenzen gesetzt?

New Work versus konventionelle Verwaltungsorganisation
Wissenschaftlich wird New Work insbesondere in der Betriebswirtschaftslehre und 
in der Arbeitsmarktforschung betrachtet. Diskutiert werden New-Work-Konzepte, 
ihre Bedeutung und Folgen für die Arbeitswelt vorrangig für 
den privatwirtschaftlichen Sektor (Unternehmen und Firmen). 
Elemente von New Work – wie Homeoffice und agile Metho-
den – haben jedoch zugleich bereits in Organisationen des  
öffentlichen Sektors Eingang gefunden, auch ohne dass die-
sen die Bedeutung und Inhalte von New Work bewusst wären oder eine kritische 
Reflexion über die langfristige Eignung der Elemente stattgefunden hat. 

New Work wurde nicht für den öffentlichen Sektor entwickelt. Eine kritische Ausein-
andersetzung, welche der Instrumente dieses Ansatzes auch für die öffentliche Ver-
waltung geeignet sind, fehlt bisher. Des Weiteren wird New Work ebenso wie New 
Public Management nicht als Gesamtkonzept in Organisationen eingeführt, sondern 
es entstehen lediglich einzelne Modernisierungsinseln (zum Beispiel Homeoffice 
oder agiles Projektmanagement in organisationsinternen Projekten). Hinzu kommt, 
dass selbst die Umsetzung einzelner New-Work-Instrumente mit erheblichen Kosten 
verbunden ist. Während die Einführung von Werkzeugen zur Kommunikation und  
Zusammenarbeit (Softwarelösungen) mit Anschaffungs- und Betriebskosten verbun-
den ist, bedeuten Reformen in der Führungskultur eher hohe, nicht monetäre Trans-
aktionskosten. Andererseits können beispielsweise mittels 
moderner Bürokonzepte Einsparungen durch die Reduzierung 
von Büroflächen erzielt werden. 

Zur Verwirklichung von New Work müssen Organisationen 
kulturelle Eigenschaften wie eigenverantwortliches Arbeiten, Teamstrukturen, dezen-
trale Führungsstrukturen, positive Fehlerkultur oder iteratives Erarbeiten von Themen 

Homeoffice und agiles Arbeiten sind im  
öffentlichen Sektor bereits teilweise etablierte 
New-Work-Elemente

Dezentrale Führungsstrukturen, eigenverantwort
liches Arbeiten und eine positive Fehlerkultur sind 
eine wesentliche Basis für New Work
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aufweisen. Diese typischen Merkmale von New Work bilden somit regelrecht die 
Antithese zur Alltagsrealität vieler Verwaltungen in Deutschland. Geprägt in der  
langen Tradition Weberianischer Bürokratie sind diese bis heute überwiegend hie
rarchisch, zentralisiert, regelorientiert, standardisiert, formalisiert, spezialisiert und 
funktional organisiert.17 

Ein New Work begünstigendes Umfeld findet sich in öffentlichen Organisationen  
selten oder nur in einzelnen Abteilungen. So stößt die Etablierung von New-Work-
Elementen auch deshalb oft an Grenzen, da ihre Anwendung mit Ansprüchen an  

die öffentliche Leistungserbringung kollidiert. Beispielsweise 
sind in Behörden, die den Zugang zu öffentlichen Leistungen 
gewährleisten und damit bestimmte Öffnungszeiten und Perso-
nal zur Verfügung stellen müssen, vollständig flexible Arbeits-

zeiten und Arbeitsorte nur eingeschränkt möglich. Aus diesem Grund ist sowohl eine 
kritische Auseinandersetzung mit New Work im Kontext öffentlicher Organisationen 
als auch ein Change Management im Umsetzungsprozess dringend erforderlich. Dies 
gilt insbesondere deshalb, weil New Work eine Veränderung der Organisationskultur 
bedeutet und eine hohe Veränderungsbereitschaft von Organisationen voraussetzt.

New Work – und dessen Bedeutung für die Modernisierung des öffentlichen 
Sektors
Die Elemente von New Work sind im öffentlichen Sektor keine Unbekannten mehr, 
auch wenn aktuell in vielen Behörden die Diskussion der Komponenten überwiegt 
und diese gegenüber der tatsächlichen Einführung dominiert. Einige Instrumente 
wie Arbeiten von zu Hause (Homeworking) oder Vertrauensarbeitszeit erleben gerade 
eine Renaissance. Hinzu kommen Ansätze wie die Einführung neuer Lösungen für 
die Kommunikation und Zusammenarbeit (zum Beispiel agile Methoden, Kollabora-
tions- und Videokonferenztools etc.). In den Organisationen finden sich mittlerweile 
so viele einzelne Vorhaben, dass sich für den Umsetzungsstand im öffentlichen Sek-
tor das Bild eines Flickenteppichs ergibt.

Die steigende Bedeutung von Aufgabenprofilen mit stark wachsendem, projektarti-
gem Charakter, die Konkurrenz der Arbeitgeber um qualifizierte Fachkräfte, gesell-
schaftliche Debatten wie die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie die jüngste 
Pandemieerfahrung verstärken die Nachfrage nach Konzepten, die die Arbeitsfähig-
keit und Verfügbarkeit der öffentlichen Organisationen auch in Zukunft sicherstellen. 

Hinzu kommt die Orientierung an gesellschaftlichen Werten 
wie Mitbestimmung, Selbstverwirklichung oder Nachhaltigkeit 
im Arbeitsumfeld. All dies stellt den herkömmlichen Arbeits-
platz infrage und erfordert innovative Antworten. Die Refor-

men, die sich unter dem Begriff „New Work“ subsumieren lassen, liefern neue Im-
pulse zur Gestaltung des modernen Arbeitsplatzes. Folglich ist davon auszugehen, 
dass sie weiter an Fahrt gewinnen werden.  

Dr. Doris Böhme

17	 Vgl. Mintzberg, H. (1981): Organization Design: Fashion or Fit? In: Harvard Business Review, 58(1), S. 103 – 116

Bislang mehr Diskussion über New Work als  
tatsächliche Einführung

Konkurrenz um Fachkräfte wird die Notwendigkeit 
neuer Arbeitsmodelle verstärken
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IM FOKUS

In Zeiten zunehmender Globalisierung und Digitalisierung hat das Verständnis von Arbeit einen 

erheblichen Wandel vollzogen, was zu einer bedeutsamen Transformation der Arbeitswelt  

beiträgt. Unter dem Begriff New Work hat sich eine Bewegung formiert, die auf eine Abkehr der 

traditionellen Auffassung von Arbeit abzielt und einen Wandel der bestehenden Arbeitswelt  

markiert. 

Arbeitsrechtliche Herausforderungen 
der Digitalisierung

eingerichtete Bildschirmarbeitsplätze im 
Privatbereich der Beschäftigten, für die 
der Arbeitgeber eine mit den Beschäftig-
ten vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit 
und die Dauer der Einrichtung festgelegt 
hat (§ 2 Abs. 7 ArbStättV). Arbeitsschutz-
rechtlich gelten sowohl das Arbeits-
schutzgesetz (ArbSchG) als auch die  
Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV).

Mobiles Arbeiten ist gesetzlich nicht defi-
niert.3 Durch den Begriff wird jedoch eine 
Organisationsform beschrieben, bei der 
die physische Anwesenheit der Beschäf-
tigten im Betrieb ganz oder teilweise  
aufgehoben ist.4 Der wesentliche Unter-
schied zum Homeoffice ist, dass die Be-
schäftigten die Arbeiten nicht zwingend 
von einer Arbeitsstätte in ihrer Wohnung 
verrichten.5 Typischerweise können die 
Beschäftigten bei mobilem Arbeiten frei 
von Weisungen darüber entscheiden, wo 
sie ihre Arbeitsleistung erbringen.6 Arbeits-
schutzrechtlich gilt lediglich das ArbSchG.7 

Der Begriff Homeoffice ist ebenfalls nicht 
gesetzlich definiert und ausschließlich 
umgangssprachlich geprägt.8 Beschrie-
ben wird die Situation, in der die Beschäf-

3	 BT-Drucksache 19, 28899; Küttner in: Personalbuch 2022, Mobiles 
Arbeiten Rn. 1

4	 BT-Drucksache 19, 28899; Bertram in: Personal-Lexikon Edition 36 
2022, Home-Office – Begriff und Abgrenzung

5	 Kollmer in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, § 1  
Rn. 79a–79c (79a)

6	 A.a.O. (79a)

7	 A.a.O. (79a)

8	 Benkert, Arbeitsrechtliche Aspekte einer Tätigkeit im Home-Office, 
NJW-Spezial 2019, 306–307 (306)

tigten zumindest einen Teil ihrer Arbeits-
leistung von ihrer Wohnung aus erbrin-
gen.9 Homeoffice und Telearbeit können 
zusammenfallen – nämlich dann, wenn 
die Parteien aus Anlass der Tätigkeit im 
Homeoffice eine Vereinbarung nach Maß-
gabe von § 2 Abs. 7 ArbStättV getroffen 
haben und der Arbeitgeber das Homeof-
fice der Beschäftigten entsprechend den 
Vorgaben dieser Regelung technisch 
ausgestattet hat.10 Grundsätzlich finden 
jedoch arbeitsschutzrechtlich (sofern 
kein Zusammenfallen vorliegt) nur die 
Vorschriften des ArbSchG Anwendung.11 

Anspruch auf Homeoffice?
Arbeitsrechtlich stellt sich aktuell vor allem 
die Frage: Haben Beschäftigte einen  
Anspruch auf Homeoffice? Die Antwort 
lautet: Nein. In der Gesetzesbegründung 
zum neuen Betriebsrätemodernisierungs-
gesetz hat der Gesetzgeber erneut fest-
gehalten, dass der Arbeitgeber bei der 
Entscheidung, ob dieser mobile Arbeit 
einführt, frei ist.12 Dies hat auch zur 
Folge, dass der Betriebsrat (sofern dieser 
besteht) den Arbeitgeber nicht durch  
die „Hintertür“ zwingen kann, „mobile 
Arbeit“ einzuführen.13

9	 Bertram in: Personal-Lexikon Edition 37 2022, Home-Office –  
Begriff und Abgrenzung

10	 Bertram in: Personal-Lexikon Edition 37 2022, Home-Office –  
Begriff und Abgrenzung

11	 Bertram in: Personal-Lexikon Edition 37 2022, Home-Office –  
Arbeitsschutz im Home-Office 

12	 BT-Drucksache. 19/8899, 23; Benkert, Arbeitsrechtliche Aspekte  
einer Tätigkeit im Home-Office, NJW-Spezial 2019, 306–307 (306)

13	 Kothe in: NK – Betriebsverfassungsgesetz, § 87 I Nr. 14 Rn. 155–160 
(156)

Einhergehend mit dem Thema New 
Work stellen sich für Unternehmen und 
die öffentliche Hand auch neue arbeits-
rechtliche Herausforderungen. Im Fol-
genden soll ein Auszug der arbeitsrecht
lichen Aspekte vorgestellt werden, die 
den digitalen Fortschritt, die damit zu-
sammenhängende Flexibilisierung der 
Arbeit und letztendlich die Themen Kom-
munikation und Kollaboration betreffen. 

Arbeit wird flexibler: Rechtliche  
Vorgaben für Telearbeit, mobile  
Arbeit und Homeoffice 
Unter dem Stichwort „Flexible Arbeits-
gestaltung“ werden vor allem Schwer-
punkte wie mobiles Arbeiten, Arbeits
zeiten, Bürokonzepte und Work-Life- 
Balance diskutiert. Bei agilen Arbeitsfor-
men kann grundsätzlich zwischen Tele
arbeit, mobiler Arbeit und Homeoffice 
unterschieden werden. Unter dem Be-
griff Telearbeit werden verschiedene  
Arbeitsformen zusammengefasst, bei 
denen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
zumindest einen Teil der Arbeit außer-
halb der betrieblichen Arbeitsstätte an  
einem Telearbeitsplatz verrichten.1 Zu  
unterscheiden ist dabei zwischen Tele
heimarbeit, alternierender Telearbeit und 
mobiler Telearbeit.2 Telearbeitsplätze im 
Sinne der Arbeitsstättenverordnung 
(ArbStättV) sind vom Arbeitgeber fest 

1	 Schöllmann, NZA-Beilage 2019, 81 (81); Walk in: Grobys/Panzer/ 
Heemeier, Arbeitsrecht, Telearbeit Rn. 1–14 (1)

2	 Walk in: Grobys/Panzer/Heemeier, Arbeitsrecht, Telearbeit Rn. 1–14 (1)
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Darüber hinaus ist auch die Wahl des  
Bürokonzepts im Allgemeinen eine unter-
nehmerische Entscheidung. Das „Wie“ 
und „Wo“ der Arbeitsleistung ist Sache 
des Direktionsrechts und kann deshalb 
von den Arbeitgebenden im Rahmen bil
ligen Ermessens einseitig bestimmt wer-
den (vergleiche § 106 GewO).14 Sofern 
ein Betriebsrat besteht, hat dieser jedoch 
ein Beteiligungsrecht etwa aus § 90 Abs. 2  
Nr. 4 BetrVG oder aus § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG, sofern technische Einrichtungen 
eingeführt werden.15 Für den öffentli
chen Sektor ist vor allem der § 80 Abs. 1 
Nr. 4 BPersVG zu beachten, der dem Per-
sonalrat ein Beteiligungsrecht für die  
Gestaltung des Arbeitsplatzes einräumt. 
Was ebenfalls, in Bezug auf die Gestal-
tung des Arbeitsortes, wissenswert ist: 
Nach einer erstinstanzlichen Entschei-
dung des Arbeitsgerichts Düsseldorf  
sollen Arbeitnehmende keinen Anspruch 
auf einen eigenen Schreibtisch haben, 
wenn ein Desk-Sharing-Bürokonzept 
durch den Arbeitgeber eingeführt wird.16 
Dennoch muss der Arbeitgeber auch  
bei der Einführung von Desk-Sharing-
Modellen im Rahmen billigen Ermessens 
handeln.17

Ansprüche der Beschäftigten bei  
mobilem Arbeiten und Homeoffice
Aufgrund der fortschreitenden Digitalisie-
rung und des Ausbaus von mobiler Arbeit 
und Homeoffice stellt sich im Zusam-
menhang mit „flexibler Arbeitsgestal-
tung“ noch eine weitere Frage: Welche 
Ansprüche haben Beschäftigte gegen 
den Arbeitgeber, wenn sie nicht im Büro 
arbeiten, sondern mobil, beispielsweise 
im Homeoffice? 

Ersatzansprüche bei einer Verände-
rung des Arbeitsplatzes 
Ob Arbeitnehmende einen Anspruch auf 
Aufwendungsersatz – also beispiels-
weise auf Ersatz der Ersparnis des Ar-
beitgebers aufgrund von Homeoffice – 
haben, hängt von den Umständen im  
jeweiligen Einzelfall ab und führt erfah-
rungsgemäß immer wieder zu streitigen 

14	 Preis, in: Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, § 106 Rn. 27–30 (27)

15	 Kania, in: Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, § 87 I Nr. 6  
Rn. 58–60 (58)

16	 Arbeitsgericht Düsseldorf 26.10.2017 – 7 BV 137/17, BeckRS 2017, 
147984

17	 Preis, in: Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, § 106 Rn. 27–30  
(27, 28)

Sicherheit und zu ihrer Gesundheit  
während der Arbeitszeit unterrichten 
(Aufklärungspflicht des Arbeitgebers 
über potenzielle Gefahren am häuslichen 
Arbeitsplatz).23

Da das ArbSchG nur allgemeine Grund-
sätze in Bezug auf die Pflichten des  
Arbeitgebers beinhaltet, wurden eben-
diese nach § 18 ArbSchG durch die Ar-
beitsstättenverordnung (ArbStättV) kon-
kretisiert.24 Gemäß § 1 Abs. 3 ArbStättV 
gelten die Vorschriften der Verordnung 
jedoch außerhalb des Betriebs nur für die 
„häusliche Telearbeit“. Wie zuvor erläu-
tert, ist für die häusliche Telearbeit er
forderlich, dass der Arbeitgeber den  
Beschäftigten ihren häuslichen Arbeits-
platz eingerichtet hat und eine vertragli-
che Vereinbarung über die Bedingungen 
der Arbeit von zu Hause geschlossen 
wurde.25 Liegt ein häuslicher Arbeitsplatz 
vor, muss der Arbeitgeber auch nach der 
ArbStättV eine Gefährdungsbeurteilung 
und eine Unterweisung der Beschäftig-
ten vornehmen.26 Ist ein häuslicher Tele
arbeitsplatz hingegen nicht gegeben, 
kommt die ArbStättV nicht zur Anwen-
dung.27 In diesem Fall beschränken sich 
die Pflichten des Arbeitgebers auf die  
allgemeinen Vorschriften der §§ 3 – 5  
ArbSchG, § 12 ArbSchG und den § 618 
BGB. Danach muss der Arbeitgeber die 
Beschäftigten vor Gefahren für Leib,  
Leben und Gesundheit schützen.28 

Beteiligungsrechte des Betriebsrats 
und des Personalrats
Kollektivrechtlich ist Betriebsräte be
treffend grundsätzlich § 87 Abs. 1 Nr. 7 
BetrVG bei Arbeitsschutzmaßnahmen  
zu beachten.29 Danach hat der Betriebs-
rat bei betrieblichen Regelungen über 
den Gesundheitsschutz mitzubestim-
men, wenn der Arbeitgeber aufgrund  
einer öffentlich-rechtlichen Rahmenvor-
schrift Maßnahmen treffen muss und bei 
ihr Handlungsspielräume verbleiben.30 
Daneben sind auch die Beteiligungs-

23	 A.a.O., 2613

24	 A.a.O., 2613

25	 A.a.O., 2613

26	 A.a.O., 2613

27	 Hidalgo, NZA 2019, 1449 (1451); a.a.O., 2613

28	 Hidalgo, NZA 2019, 1449 (1451); a.a.O., 2613

29	 Wiebauer, RdA 2019, 941 (943)

30	 Wiebauer, RdA 2019, 941 (943)

Situationen. Hier empfiehlt es sich, diese 
Frage durch eine Regelung oder Verein-
barung im Vorfeld zu klären.18 
 
Arbeitsschutz
Ebenfalls von hoher Bedeutung im Rah-
men der „flexiblen Arbeitsgestaltung“ 
sind Arbeitsschutzmaßnahmen in den 
Bereichen mobile Arbeit und Home
office. Der Begriff Arbeitsschutz umfasst 
Maßnahmen sowie Vorgehensweisen 
zur Verhütung von Unfällen und zum 
Schutz vor arbeitsbedingten Gefahren für 
die Gesundheit und/oder Sicherheit der 
Arbeitnehmenden.19 Arbeitgeber unter-
liegen nach dem Arbeitsschutzgesetz 
(ArbSchG) und der Arbeitsstättenver
ordnung (ArbStättV) Verpflichtungen 
zum Schutz der Beschäftigten. Nach § 3 
ArbSchG ist der Arbeitgeber daher ver-
pflichtet, die für den Arbeitsschutz erfor-
derlichen Maßnahmen zu ergreifen. Er 
muss die Arbeit so gestalten, dass eine 
Gefährdung für das Leben sowie für die 
Gesundheit der Beschäftigten möglichst 
vermieden und die verbleibende Gefähr-
dung möglichst gering gehalten wird 
(vergleiche § 4 ArbSchG).20 

Nach überwiegend vertretener Ansicht 
sollen wegen § 2 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG 
die Bestimmungen des ArbSchG auch 
im Homeoffice gelten.21 

Zentrales Instrument ist dabei die Durch-
führung der Gefährdungsbeurteilung, § 5 
ArbSchG. Der Arbeitgeber muss für je-
den Arbeitsplatz in seinem Betrieb ermit-
teln, welche Gefährdungen dort beste-
hen, die Risiken bewerten und festlegen, 
welche Schutzmaßnahmen zu treffen 
sind, um diese Gefährdungen zu vermei-
den oder zumindest zu minimieren.22  
Gerade im Bereich des „mobilen Arbei-
tens“ ist jedoch eine Gefahrenbeurtei-
lung schlichtweg nicht möglich. Dies 
wird durch den Auffangtatbestand § 12 
ArbSchG kompensiert. Der Arbeitgeber 
ist hiernach verpflichtet, die Beschäf
tigten über die Arbeitsbedingungen zu  
informieren. Zudem soll er sie durch  
Anweisungen und Erläuterungen zur  

18	 BAG 12.4.2011 – 9 AZR 14/10

19	 Vgl. Köhler/Schürgers, BB 2020, 2613

20	 Köhler/Schürgers, BB 2020, 2613

21	 A.a.O., 2613

22	 Wiebauer, RdA 2019, 941 (941)
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rechte der §§ 80 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 
1 und 2 sowie § 89 BetrVG zu beachten.

Für den öffentlichen Sektor entsprechen 
die Rechte und Pflichten des Personal-
rats im Arbeitsschutz und in der Unfallver-
hütung nach § 62 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 9,  
§ 80 Abs. 1 Nr. 16 und § 68 BPersVG im 
Wesentlichen den oben genannten Nor-
men.

Sozialversicherungsrecht
Sozialversicherungsrechtlich ergeben sich 
grundsätzlich keine Besonderheiten bei 
der Beschäftigung im Homeoffice. Auch 
den Unfallversicherungsschutz hat die 
Rechtsprechung mittlerweile ausdrück-
lich bejaht, sofern sich das Unfallgesche-
hen „anlässlich einer Tätigkeit ereignet, 
die der Beschäftigte mit Handlungsten
denz ausführt, eine dem Unternehmen 
dienende Tätigkeit auszuüben“.31 Mit an-
deren Worten: Solange die Beschäftig-
ten im Homeoffice tatsächlich für den  
Arbeitgeber tätig sind, greift grundsätz-
lich auch der gesetzliche Unfallversiche-
rungsschutz.

Datenschutzrechtliche Herausforde­
rungen bei New Work 
Unter die Stichworte Kommunikation 
und Kollaboration werden im Zusammen-
hang mit New Work vor allem VR-Mee-
tings, Videokonferenzen und Task-Ma-
nagement-Tools eingeordnet. Bei diesen 
Themen sind vor allem datenschutzrecht-
liche Gesichtspunkte zu beachten. 

Tätigkeiten im Homeoffice oder bei mo-
bilem Arbeiten unterliegen im Ausgangs-
punkt keinen datenschutzrechtlichen  
Besonderheiten.32 Beschäftigte handeln 
beim betrieblichen Umgang mit perso-
nenbezogenen Daten weiterhin auf Wei-
sung des Arbeitgebers gemäß Art. 29 
DSGVO.33 Der Arbeitgeber bleibt daten-
schutzrechtlicher Verantwortlicher im 
Sinne von Art. 4 Nr. 7 DSGVO.34 Für die 
materiell-rechtliche Betrachtung der Da-
tenverarbeitung spielt es keine Rolle, wo 
Letztere erfolgt.35 Durch eine Umstellung 

31	 Bertram in: Personal-Lexikon Edition 37 2022, Home Office –  
Unfälle im Home-Office

32	 Dury/Leibold, „Home-Office“ und Datenschutz, ZD-Aktuell 2020, 
04405

33	 A.a.O., 4405

34	 A.a.O., 4405

35	 A.a.O., 4405

auf eine Tätigkeit im Homeoffice ändert 
sich daher weder die Rechtsgrundlage 
noch der erlaubte Umfang der Datenver-
arbeitung. Aufgrund der fehlenden Mög-
lichkeit, die Beschäftigten tatsächlich zu 
kontrollieren bzw. Einfluss auf diese zu 
nehmen, wenn sie sich im Homeoffice 
befinden, müssen besondere technische 
und organisatorische Maßnahmen nach 
Art. 32 DSGVO eingehalten werden.36 
Daher ist Arbeitgebern zu empfehlen, 
eine Homeoffice-Richtlinie zum Beispiel 
als Zusatz zum Arbeitsvertrag auszuge-
stalten oder – sofern ein Betriebsrat oder 
Personalrat vorhanden ist – als eine Be-
triebs- oder Dienstvereinbarung einzu-
führen, um die datenschutz- und arbeits-
rechtlichen Anforderungen an eine rechts-
konforme Nutzung des Homeoffice zu 
ermöglichen.37 

Für den öffentlichen Sektor ergeben sich 
datenschutzrechtlich ebenfalls keine Be-
sonderheiten. Allerdings hat eine aktuelle 
Umfrage des Instituts für den öffentli-
chen Sektor ergeben, dass nur etwas 
mehr als die Hälfte der Beschäftigten in 
der öffentlichen Verwaltung über voll-
ständige oder überwiegende Kenntnisse 
im Bereich Datenschutz verfügen (57 
Prozent).38 In öffentlichen Unternehmen 
hingegen ist der Wissensstand deutlich 
ausgeprägter. An der im März und April 
2022 durchgeführten Erhebung hatten 
sich 73 Angehörige des öffentlichen Sek-
tors beteiligt – darunter 44 Beschäftigte 

36	 A.a.O., 4405

37	 A.a.O., 4405

38	 Public Governance – Zeitschrift für öffentliches Management,  
Frühjahr 2022, S. 14 –15

aus Kommunal-, Landes- oder Bundes-
verwaltungen und 29 aus öffentlichen 
Unternehmen.39 

Künstliche Intelligenz bei Bewer­
bungsprozessen und am Arbeitsplatz
Für den Begriff der künstlichen Intelli-
genz (KI) findet sich bislang keine allge-
meingültige Definition.40 Teilweise wird 
KI häufig mit maschinellem Lernen oder 
Big Data Analytics gleichgesetzt.41 Er-
schwerend kommt hinzu, dass bereits 
die begriffliche Erfassung der Intelligenz 
Schwierigkeiten verursacht. Im juristi-
schen Sprachgebrauch wird der Begriff 
KI häufig verwendet, um Algorithmen zu 
beschreiben.42 Ein Algorithmus ist ein 
Prozess, bei dem durch eine Eingabe  
(Input) von Informationen und deren Ver-
arbeitung ein Ergebnis (Result) generiert 
wird.43 Algorithmen, die in der Lage sind, 
aus der Analyse von Daten zu „lernen“, 
können sich weiterentwickeln, sich 
neuen Situationen anpassen und selbst-
ständig Korrelationen herstellen.44 Das 
bedeutet, dass ein solches System bei-
spielsweise mit den Daten eingestellter 
Bewerberinnen oder Bewerbern „gefüt-
tert“ werden kann und sich so heraus
filtern lässt, welche Eigenschaften diese 
besonders auszeichneten.45 Die auf 
diese Weise gewonnenen Erkenntnisse 

39	 Public Governance – Zeitschrift für öffentliches Management,  
Frühjahr 2022, S. 14 –15

40	 Imping, DB 2021, 1808 (1809); Freyler, NZA 2020, 284 (284);  
Herberger, NJW 2018, 2825 (2826)

41	 Freyler, NZA 2020, 284 (284)

42	 Freyler, NZA 2020, 284 (285); Frank/Heine, NZA 2021, 1448 (1450)

43	 A.a.O., (285)

44	 A.a.O., (285)

45	 Hoffmann, NZA 2022, 19 (19-20); Imping, DB 2021, 1808 (1810)
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können bei zukünftigen Bewerbungspro-
zessen berücksichtigt werden.46 Diese 
automatisierte Durchführung eines Be-
werbungsverfahrens nennt sich „Robot 
Recruiting“.47 

Beim „Robot Recruiting“ sind vor allem 
die Mitbestimmungsrechte des Betriebs-
rats sowie – im öffentlichen Sektor – die 
des Personalrats zu beachten: Gemäß  
§ 80 Abs. 3 S. 2 BetrVG ist ein Sachver-
ständiger durch den Betriebsrat hinzuzu-
ziehen, sofern über die Einführung und 
Anwendung von KI im Unternehmen ent-
schieden werden muss.48 Kernnorm ist 
jedoch der § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG.49 
Diese besagt, dass der Betriebsrat ein 
zwingendes Mitbestimmungsrecht bei 
der Entscheidung über die Einführung 
und Anwendung von technischen Ein-
richtungen innehat, die dazu bestimmt 
sind, das Verhalten oder die Leistung der 
Beschäftigten zu überwachen.50 Dies ist 
trotz des Wortlauts nach der Rechtspre-
chung des BAG bereits dann der Fall, 
wenn die technische Einrichtung objektiv 
geeignet ist, das Verhalten oder die Leis-
tung von Beschäftigten zu überwachen.51 
In den §§ 90 ff. BetrVG finden sich wei-
tere Mitbestimmungsrechte des Be-
triebsrats bei der Einführung von KI.52 

Auch am Arbeitsplatz selbst werden  
zunehmend Lösungen, die auf künstli-
cher Intelligenz basieren, eingesetzt. Für 
den öffentlichen Sektor ist auf Bundes-
ebene die zentrale Norm des § 75 Abs. 3 
Nr. 17 BetrVG gültig. Dieser Paragraf be-
sagt, dass der Personalrat bei der Einfüh-
rung und Anwendung technischer Ein-
richtungen mitzubestimmen hat, sofern 
diese geeignet sind, das Verhalten oder 
die Leistung von Beschäftigten zu über-
wachen.53 Ist die technische Überwa-
chungsmöglichkeit in ein Arbeitsgerät der 
Beschäftigten integriert – etwa in deren 
PC –, kann der Personalrat zusätzlich 
nach § 75 Abs. 3 Nr. 16 BPersVG wegen 

46	 Imping, DB 2021, 1808 (1810); a.a.O., (285)

47	 A.a.O., (285)

48	 Frank/Heine, NZA 2021, 1448 (1449); Arnold/Günther, (Fn. 6),  
§ 3 Rn. 269

49	 Arnold/Günther, (Fn. 6), § 3 Rn. 269

50	 Arnold/Günther, (Fn. 6), § 3 Rn. 269

51	 AG, Beschluss vom 9.9.1975 – 1 ABR 20/74 = NJW 1976, 261

52	 Arnold/Günther, (Fn. 6), § 3 Rn. 269

53	 Kaiser/Annuß in: Richardi/Dörner/Weber, Personalvertretungsrecht,  
§ 75 Abs. 3 Nr. 17 Rn. 532–535 (532)

der Neugestaltung des Arbeitsplatzes 
und gegebenenfalls nach § 76 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 7 BPersVG wegen Einführung 
grundlegend neuer Arbeitsmethoden ein 
Mitbestimmungsrecht haben.54 Grund-
sätzlich gilt jedoch zu beachten, dass 
eine Beteiligung des Personalrats nur er-
forderlich und möglich ist, soweit gesetz-
liche und tarifliche Regelungen dem 
Dienststellenleiter bei der Einführung 
und Anwendung technischer Überwa-
chungseinrichtungen einen Spielraum 
lassen und kollektive Maßnahmen, die 
die gesamte Belegschaft betreffen, ge-
troffen werden.55 

Neue Arbeitsformen brauchen 
Rechtssicherheit
Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass zukunftsorientierte Behörden und 
öffentliche Unternehmen nicht umhin-
kommen werden, eine umfassende  
Reifegradanalyse zur rechtssicheren Eta
blierung von New Work durchzuführen. 
Teilweise werden bereits heute in der 
Praxis – auch in der öffentlichen Hand – 
schon Aspekte von New Work umgesetzt, 
beispielsweise durch den Einsatz von 
agilen Arbeitsmodellen. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit empfiehlt es sich jedoch 
für Behörden und für den öffentlichen 
Sektor auf jeden Fall, Regelungen in Be-
zug auf neue Arbeitsformen zu treffen, 
um Rechtsunsicherheiten zu vermeiden. 

Behörden und öffentliche Unternehmen, 
bei denen Mitarbeitervertretungen exis-

54	 Kaiser/Annuß in: Richardi/Dörner/Weber, Personalvertretungsrecht,  
§ 75 Abs. 3 Nr. 17 Rn. 532–535 (532)

55	 Kaiser/Annuß in: Richardi/Dörner/Weber, Personalvertretungsrecht,  
§ 75 Abs. 3 Nr. 17 Rn. 532–535 (533, 534)

tieren, müssen die zukünftige Zusam-
menarbeit mit diesen Gremien im Blick 
haben. Die Veränderung der Arbeitswelt 
wirkt sich nicht nur auf die Tätigkeit des 
Betriebsrats bzw. anderer Vertretungs-
gremien wie den Personalrat aus. Viel-
mehr betreffen die verschiedenen The-
menfelder von New Work regelmäßig 
auch mitbestimmungspflichtige Sachver-
halte, sodass die Ein- und Durchführung 
der (digitalen) Transformation auf betrieb-
licher Ebene auch die vertrauensvolle  
Zusammenarbeit mit Mitarbeitervertre-
tungen tangiert. Daneben bedarf es der 
Schaffung von rechtssicheren Rahmen-
bedingungen für das mobile Arbeiten, 
Desk Sharing und vernetztes Arbeiten. 

Spannend wird letztendlich auch die wei-
tere Entwicklung der Rechtsprechung  
zu einzelnen Aspekten von New Work 
sein. Diese sollte in Anbetracht der rasan-
ten Entwicklung und Komplexität des 
Themas kontinuierlich im Blick behalten 
werden.   

Nikolai Fritsche, Antonia Schwarz
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New Work – ein Begriff, der spätestens seit Beginn der Corona-Pandemie und nicht zuletzt auf-

grund der Zunahme von Homeoffice in aller Munde ist. Mittlerweile haben nahezu alle Unter

nehmen Möglichkeiten für mobiles Arbeiten, flexible Arbeitszeiterfassung und Tools zur digi-

talen Kommunikation sowie neue Arbeitsplatzkonzepte eingeführt. New Work ist mehr als nur 

das Arbeiten von zu Hause oder das Installieren von neuen Videokonferenzanwendungen und 

Arbeitsplatzkonzepten zur Flächeneinsparung. New-Work-Konzepte umfassen einen Dreiklang 

aus Immobilien, Menschen und Technologie, der ganzheitlich gemanagt werden muss und  

Veränderungen auslöst, die es über die nächsten Jahre aktiv zu gestalten gilt. Der Wandel wirkt 

kulturverändernd, auch auf den öffentlichen Sektor.

New Work und neue Raumkonzepte  
im öffentlichen Sektor

der in den 1980er und 1990er Jahren  
geborenen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer mit erhöhten Anforderungen 
an digitale Technik – in den Arbeitspro-
zess bedingt. Die gesamte Arbeitswelt 
ist einem ständigen Wandel unterwor-
fen, hin zu einer neuen Art von Arbeit mit 
anderen Prioritäten und damit neuen  
Anforderungen an die moderne Bürowelt 
und IT. Weltweit nähern sich daher im-
mer mehr Unternehmen einer modernen 
Arbeitsweise unter Einbeziehung der  
drei Perspektiven Immobilien, Menschen 
und Technologie.

Immobilien werden wichtige  
Werttreiber zur Gewinnung von 
Fachkräften
Eine Komponente von New Work sind 
neue kollaborative Arbeitsformen, für die 
die technischen und räumlichen infra-
strukturellen Voraussetzungen geschaf-
fen werden müssen. Darüber hinaus ist 
die Vereinbarkeit von Arbeit und Privatle-
ben unabdingbar. Hier geht es nicht mehr 
um eine Work-Life-Balance, sondern um 
die Work-Life-Integration. Dieser integra-
tive Ansatz fördert eine gesunde Verbin-
dung von Privatem und Geschäftlichem – 
unterstützt durch die ganze Bandbreite 
moderner technologischer Möglichkei-

ten. Hierbei geht es darum, wie digitale 
Lösungen neue Arbeitsweisen eröffnen 
können und zur Zufriedenheit und zum 
Wohlbefinden der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beitragen. Es geht darum, 
wie Gebäude, der Arbeitsplatz und seine 
Dienstleistungen genutzt werden kön-
nen, um Talente anzuziehen und zu halten. 
Und es geht um die Umsetzung der rich-
tigen Standortstrategien für einen besse-
ren Zugang zu Talenten. Immobilien sind 
damit mehr als nur Mittel zum Zweck 
und stellen entsprechend einen Werttrei-
ber für den öffentlichen Sektor dar.

Das Büro wird zur sinnstiftenden  
Begegnungsstätte 
Die Bedeutung und Nutzung von wirksa-
men Flächen zur Co-Kreation und Förde-
rung von Gemeinschaft wird steigen. 
Das Homeoffice wird als alleiniger Rück-
zugsraum nach der Pandemie seine der-
zeitige Bedeutung sukzessive verlieren. 
Dagegen werden das Büro als Rückzugs-
raum (Auszeit vom „Alltag“ im Home
office) und die dafür vorgesehenen Räume 
in den öffentlichen Organisationen wie-
der mehr geschätzt werden. Das tradi- 
tionelle Bürokonzept wird durch neue  
Ansätze abgelöst werden: Büros werden 
zum physischen Social-Media-Raum, zur 

Eine Strategie für die Ausgestaltung ent-
sprechender Raumkonzepte ist daher 
eine wichtige Voraussetzung, um den 
steigenden Ansprüchen und Anforderun-
gen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in den Organisationen des öffentlichen 
Sektors gerecht zu werden. Flexible  
Arbeitsweisen und die damit verbunde-
nen Raumkonzepte sind immer häufiger 
gefragt. Diesbezüglich kann der vorhan-
dene Immobilienbestand durch die Reali-
sierung moderner Arbeitsplatzkonzepte 
neue Möglichkeiten zur Rekrutierung und 
zum Halten der Belegschaft bieten.

Unterschiedliche Erwartungen  
der Beschäftigten prägen die neuen 
Arbeitsumgebungen
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
spielen für den Wandel die wohl wich-
tigste Rolle. Dabei haben diese – unter 
anderem geprägt durch ihr jeweiliges  
Alter und die damit verbundene Soziali
sation – unterschiedliche Erwartungen 
an ihr Arbeitsumfeld. Sie beeinflussen 
maßgeblich die Arbeitsplatzanforderun-
gen und entsprechenden Konzepte. 

Moderne Arbeitswelten und New Work 
sind nicht ausschließlich durch den zu-
nehmenden Eintritt der Generation Y – 
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Begegnungsstätte, wo Kommunikation 
und Kultur erlebbar und greifbar werden. 
Bereits die Raumgestaltung soll dafür 
sorgen, dass eine Identifikation mit der 
eigenen Organisation und den Mitarbei-
tenden möglich wird. Das Büro und die 
gesamte Immobilie werden auch zu ei-
nem wichtigen Faktor für die Gewinnung 
neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Der öffentliche Sektor muss die sich  
daraus ergebenden Anforderungen in  
flexible Raumkonzepte übersetzen.

Dynamische Ausstattung und  
digitale Technologie schaffen neue 
Möglichkeiten
Um den beschriebenen Anforderungen 
gerecht zu werden, müssen funktional 
und infrastrukturell passende Büroum
gebungen geschaffen werden, die mit 
den modernsten Technologien zur Unter-
stützung von New Work ausgestattet 
sind. Vorreiter im öffentlichen Sektor set-
zen neue Konzepte für die Immobilien- 
und Raumgestaltung um. Sie gehen von 
Einzelbüros zu kreativen und situations-
angepassten Arbeitswelten über, um die 
Zusammenarbeit zu verbessern und eine 
zunehmend mobile Belegschaft zu unter-
stützen. Ergonomische Möbel, elektrisch 
höhenverstellbare Schreibtische, den Aus-
tausch fördernde Besprechungsräume, 
flexible Raumlösungen als inspirierende 
Rückzugsorte für kreatives Denken – all 
das soll die neue Bürowelt im Zeitalter 
von New Work attraktiv machen: Arbeit 
soll sich nicht wie Arbeit anfühlen, son-
dern kreative und vor allem produktive 
Kräfte wecken und fördern. Immobilien 
müssen Arbeitsumgebungen ausbalan-
cieren zwischen ruhigen Zonen für kon-
zentriertes Arbeiten sowie Zonen, die  
inspirieren und die informelle Kommuni-
kation zwischen allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern fördern – zum Beispiel 
Aufenthalts- und Servicebereiche wie 
Kaffeebars, Lounges, Sofaecken, aber 

auch für die aktive Entspannung wie 
etwa Tischfußball. Ergänzt wird das  
Konzept durch ein breites Angebot an 
verfügbaren und einfach zu buchenden 
Besprechungsräumen, etwa auf Basis 
von App-Technologie.

Hybrides Arbeiten in unterschied­
lichen Ausprägungen nimmt zu 
Die Bedeutung von konventionellen  
Basis-Arbeitsplätzen und klassischen 
Meetingräumen nimmt sukzessive ab. 
Für reine Basis-Tätigkeiten oder fachliche 
Tätigkeiten, die allein abgearbeitet wer-
den können, ist ein Büro nicht zwingend 
notwendig. Diese Aufgaben können prin-
zipiell an beliebigen Orten durchgeführt 
werden. Aber auch das andere Extrem – 
nämlich das Homeoffice als alleiniger 
Arbeitsraum – verliert nach der Corona-
Pandemie allmählich an Bedeutung. Viel-
mehr werden sich in Zukunft die ver-
schiedensten Ausprägungen des hybri-
den Arbeitens verfestigen. Hier ist der 
öffentliche Sektor gefragt, Rückzugs-
räume und wirksame Co-Kreation zu  
ermöglichen und Gemeinschaftsflächen 
einzurichten. Insbesondere Letzteren 
kommt künftig steigende Bedeutung  
zu. Dieser Veränderungsprozess wird 
von den technologischen Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit und des Informa
tionsaustauschs, die sich während der  
Corona-Pandemie bei vielen Beschäftig-
ten in großem Stil etabliert haben, weiter 
angetrieben. 

Flexible und agile Bürokonzepte  
werden zu einem wichtigen  
Qualitätsmerkmal 
Für den Transformationsprozess im öf-
fentlichen Sektor ist es wichtig, auf die 
Bedürfnisse der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter einzugehen – sowohl auf die-
jenigen, die bereits heute in der Organi-
sation sind, als auch auf diejenigen, die 
künftig noch folgen. Nur so werden öf-

fentliche Organisationen weiterhin die 
knappe Ressource qualifizierter Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter für sich gewinnen 
können. Deren sich verändernde Bedarfe 
hinsichtlich der Flächennutzung decken 
die Notwendigkeit agiler und flexibler 
Büro- bzw. Raumkonzepte auf. Modulare 
Raumgestaltung, die den individuellen 
Bedürfnissen angepasst werden kann, 
ist wichtiger als die Lage von Büroflä-
chen. Unternehmen verlassen sukzes-
sive A-Lagen und verlagern Flächen in 
günstigere Gebiete, investieren im Gegen-
zug aber mehr in smarte Raumkonzepte. 
Agilität und Flexibilität in den Funktions-
weisen und Nutzungsmöglichkeiten der 
Flächen werden hier zum entscheidenden 
Qualitätsmerkmal. Hieraus resultierend 
werden die Mietvertragslaufzeiten im-
mer weiter verringert und Eigentum ver-
liert an Attraktivität zugunsten gemiete-
ter Immobilien. Dieser Entwicklung kann 
sich der öffentliche Sektor anschließen 
und so mögliche Synergien mit Unter-
nehmen aus der Privatwirtschaft nutzen.

Co-Working anbieten oder Flächen ver-
kaufen: Gebäudenutzung verändert sich. 
Auch die hybride Arbeitswelt mit Cafés, 
Pendler-Hubs am Rande der Städte und 
Coworking Spaces wird an Bedeutung 
zunehmen. Öffentliche Organisationen 
können frei gewordene Flächen zukünf-
tig als Co-Working-Möglichkeiten für  
andere Organisationen anbieten, um die 
Gebäudekapazitäten sinnvoll zu nutzen. 
Alternativ können die Flächen abgemie-
tet oder Gebäude verkauft werden. So 
lassen sich neben der Reduzierung von 
Immobilienkosten die Aufwendungen  
für die geplante Umsetzung von neuen  
Arbeitsplatzkonzepten zum Teil kompen-
sieren. 

Um diese Veränderungen künftig durch-
setzen zu können, muss sich das Immo-
bilienmanagement verändern und neue 
Denkansätze zulassen. Für Führungskräfte 
ist es wichtig, einen integrierten Strate-
gieansatz zu verfolgen, der Belange aus 
den Bereichen Immobilien, IT und Perso-
nalwesen gleichermaßen berücksichtigt 
und sich ganzheitlich in die Transforma
tionsagenda des öffentlichen Sektors 
einfügt.  

Dr. Sven Weberbauer
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Im Rahmen der Artikelserie „Start-ups 
und Verwaltung Hand in Hand“ stellen 
wir in jeder Ausgabe der PublicGover-
nance solche Kooperationen vor. Die Start-
ups und ihre Projekte mit dem öffent-
lichen Sektor, über die wir hier berichten, 
waren in der Vergangenheit als Bewer-
ber oder Finalisten bei den jährlichen 
myGovernment-Netzwerkveranstaltun-
gen vertreten. In dieser Ausgabe stellen 
wir die GovTech-Start-ups Scopewise 
GmbH mit ihrer Bauplanungssoftware 
„PLANNINGSCOPE30“ und die Dra-
coon GmbH mit ihrem Enterprise File 
Service System „Dracoon“ vor. 

Franziska Holler  

Mit der Initiative myGovernment 
fördert das Institut für den öffent­
lichen Sektor seit 2016 die Zusam­
menarbeit von Start­ups mit dem 
öffentlichen Sektor. Mit Beispielen 
aus der Praxis zeigen wir, dass die 
Zusammen arbeit funktioniert.  

Mehr Informationen zur Initiative 
myGovernment des  Instituts 
für den  öffentlichen Sektor: 
www.my-government.de

ring zu halten. Mit der eigenen Planungs-
software hat Scopewise genau dabei 
unterstützt: Das Einbeziehen aller Diszip-
linen von Pädagogen über Architekten 
und Fachinge nieure bis hin zu Technikern 
für die Gebäudebewirtschaftung in der 
frühen Phase hat sich als großer Gewinn 
für den Projekt erfolg herausgestellt. 
Deutschlandweit könnten auch andere 
Kommunen die gleiche Vorgehensweise 
beim Schulbau problemlos anwenden.

Dies war der Anlass für die 
Zusammenarbeit 
Die Grundidee für den Einsatz der Soft-
ware PLANNINGSCOPE30 entstand nach 
den ersten Diskussionen der verschiede-
nen Anforderungen zum bevorstehen-
den Schulbau. So wurden von den Päda-
goginnen und Pädagogen funktionale 
Aspekte, wie beispielsweise die Integra-
tion einer Kantine oder eines Streichel-
zoos in die Schule diskutiert. Um die Aus-
wirkungen der Wünsche auf die Mach-
barkeit sowie die Kostenentwicklung 
präzise und  IT-gestützt zu ermitteln, 
nahm der Kreis Bergstraße Kontakt mit 
Scopewise auf.

So lief die Projektzusammenarbeit
Die Zusammenarbeit war für beide Seiten 
sehr bereichernd. Der Kreis Bergstraße 
konnte im Rahmen seiner Digitalisie-
rungsstrategie nun auch beim Thema 
Bedarfsplanung und -umsetzung ein 
neues Instrument hinzufügen. Scopewise 
lernte auf der anderen Seite, welche 
Anfor derungen und Besonderheiten beim 
Schulbau eine wichtige Rolle spielen, 
zum Beispiel die Integration eines päda-

Scopewise GmbH und der 
Eigenbetrieb Schule­ und 
Gebäudewirtschaft Kreis Berg­
straße: Bauplanungssoftware 
PLANNINGSCOPE30

Die Vorabplanung aller Leistungen auch 
im Hinblick auf die Kostenentwicklung 
wird Leistungsphase Null genannt. Durch 
professionelle Planung lassen sich Fehler 
und Mängel von Bauprojekten auf ein 
Minimum reduzieren. Das Unternehmen 
Scopewise hat sich auf Lösungen für 
diese Leistungsphase Null spezialisiert.

Darum ging es in dem Projekt
Der Kreis Bergstraße in Hessen wollte 
noch vor dem Bau neuer Schulgebäude 
mit seinen Architekten und Fachingenieu-
ren die Ziele und Funktionen der Räum-
lichkeiten in enger Abstimmung mit den 
späteren Nutzern defi nieren. So konnten 
die Lehrerinnen und Lehrer ihre Wünsche 
zur Umsetzung ihrer pädagogischen Kon-
zepte bereits im Vorfeld einbringen. Spä-
tere kostenintensive Änderungen in der 
Bauphase sollten dadurch reduziert wer-
den. Grund hierfür ist, dass die Fehler-
kosten auf deutschen Baustellen immer 
größere Ausmaße annehmen. Neueste 
Studien zeigen, dass deren Anteil an den 
gesamten Baukosten mittlerweile 19 Pro-
zent beträgt. Zum Vergleich: Vor sechs 
Jahren waren es noch vier Prozentpunkte 
weniger.

Der Kreis Bergstraße verfolgte also das 
Ziel, nicht nur Lehrerinnen und Lehrer an 
der Projektplanung zu beteiligen, sondern 
auch durch gute Planung die Kosten ge-

RUNDBLICK  

Start-ups und 
Verwaltung 
Hand in Hand
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gogischen Konzepts und eines Funk
tionsprogramms, nach dem die räum
lichen Bedürfnisse nach Nutzungsarten 
und mit ihrer jeweiligen Ausstattung  
beschrieben werden. Dank der umfang
reichen Vorplanung in Leistungsphase 
Null konnte die Planung der Schulge-
bäude erheblich beschleunigt werden.
 
Dies hat die Zusammenarbeit  
vor Ort bewirkt 
Der Einsatz von PLANNINGSCOPE30 
bewirkte eine höhere Projekttransparenz 
sowie eine bessere Durchgängigkeit aller 
Projektschritte bei den Projektbeteilig-
ten. Darüber hinaus ermöglichte die Soft-
ware einen höheren Projektdurchsatz 
und genauere Kostenprognosen sowie 
vollständige Anforderungsdefinitionen. 
Weiterhin konnte durch die systemati-
sche Durchführung der Leistungsphase 
Null und die erweiterte Einbeziehung von 
Nutzern und Projektbeteiligten eine bes-
sere Vorbereitung der Vergabe erfolgen. 

Scopewise wird den Eigenbetrieb wei-
terhin als Beratungs- und Entwicklungs-
partner begleiten. Künftig sollen zusätz
liche Beschleunigungspotenziale durch 
den Ausbau der Assistenzfunktionen er-
möglicht werden.  

 Max Böhler, Scopewise GmbH 

Dracoon GmbH und die Stadt  
Regensburg: Enterprise File  
Service-Lösung „Dracoon“ 

Darum ging es in dem Projekt
Bei dem Projekt der Stadt Regensburg 
und der Firma Dracoon handelt es sich 
um die Installation und den Betrieb einer 
Enterprise File Service-Lösung – einem 
webbasierten File-Service, der jederzeit 
und von überall erreichbar ist und den 
Austausch von Daten ermöglicht. Durch 
ein Outlook-Add-In werden die städti-
schen Mailserver massiv entlastet, weil 
Dateien ab einer festgelegten Größe  
automatisch erkannt und in Freigabelinks 
umgewandelt werden. So können Daten 
effizient und sicher versandt werden. 
Der Datenaustausch selbst erfolgt client-
seitig verschlüsselt über eine eigene 
URL und im eigenen Design der Stadt 
Regensburg über einen Browser.

Seit Beginn der Zusammenarbeit 2017 
ist dieses Projekt immer weiter gewach-
sen. Aus dem anfänglichen Auslagern 
von zu großen E-Mail-Anhängen wurde 
durch eine Umstellung auf eine hybride 
Lösung im Jahr 2022 ein vollständiges, 
abgesichertes Dokumentenablagesys-
tem, das zahlreiche Möglichkeiten zur 
Kollaboration – innerhalb der Stadtverwal
tung, aber auch mit externen Partnern – 
bietet. 

Der hybride Ansatz über die Cloud  
und die Nutzung eines lokalen Object- 
Storage-Systems – ein modernes Spei-
chersystem, das stark skalieren kann und 
daher Vorteile bei Ausfallsicherheit und 
Preis bietet – ist datenschutzrechtlich 
sehr attraktiv, da die Daten selbst beim 
Schreiben oder Lesen lokal im Netzwerk 
verbleiben und gleichzeitig auch die Nut-
zerdaten in dem eigenen Verzeichnis-
dienst gepflegt werden. Durch diese 
Umstellung wird zugleich die hauseigene 
IT-Abteilung entlastet, weil keine eigenen 
Server mehr für die Anwendung betrie-
ben werden müssen. 

Vor allem durch den deutschen Standort – 
sowohl der Firma als auch der Server –, 
aber auch durch die entsprechenden  
Testierungen wie zum Beispiel BSI C5 
Typ 2 des Bundesamts für Sicherheit in 
der Informationstechnik bietet Dracoon 
für die öffentliche Verwaltung eine File 
Service-Lösung, die abgesichert und auf 
Grundlage der EU-Datenschutz-Grund
verordnung (DSGVO) funktioniert. Auch 
bei anderen Kommunen könnte der  
Datenaustausch über diese Lösung ver-
einfacht und zeitgemäßer gestaltet wer-
den.

Sicherer Datenaustausch  
begründete die Zusammenarbeit 
Die Stadt Regensburg war auf der Suche 
nach einer sicheren Datenaustausch
lösung, die möglichst aus Deutschland 
stammen sollte. Sie sollte zum einen  
die hohen Anforderungen an Datenschutz 
und Datensicherheit der öffentlichen 
Hand erfüllen und zum anderen auch  
den Funktionsumfang von vergleichba-
ren Lösungen zum Datenaustausch bie-
ten. So fiel 2017 die Wahl auf Dracoon, 
da die Lösung in Deutschland entwickelt 

wurde, sie die Datenschutzanforderun-
gen erfüllt und ein Administrationskon-
zept beinhaltet. 

Dies waren Herausforderungen  
in der Projektzusammenarbeit 
Die größte Herausforderung bei der  
Kooperation mit einem jungen Techno
logie-Unternehmen wie Dracoon einer-
seits und den strengen Vorschriften und 
Regelungen des öffentlichen Dienstes 
andererseits war es, ein gemeinsames 
Tempo zu finden.

Nachdem die vergaberechtlichen Hürden 
alle überwunden waren, konnte die tat-
sächliche Zusammenarbeit beginnen. 
Die technische Umsetzung funktionierte 
dann trotz allem schnell und reibungslos. 
Das Team von Dracoon unterstützte  
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Amtes für Informations- und Kommuni-
kationstechnik der Stadt Regensburg, die 
ihrerseits gut vorbereitet und sehr moti-
viert waren. Es konnten alle Wünsche 
umgesetzt werden und das Projekt läuft 
seitdem effizient und in bester Zusam-
menarbeit. Das Fazit des Teams im Amt 
für Informations- und Kommunikations-
technik war durchweg positiv: „Die Zu-
sammenarbeit mit Dracoon war freund-
lich, professionell und lehrreich.“

Das hat die Projektzusammenarbeit 
vor Ort bewirkt 
Das Projekt und die Zusammenarbeit 
schafften bei der Stadtverwaltung ein 
neues Arbeitsgefühl. Die Enterprise File 
Service-Lösung bietet einen gemein
samen, sicheren Platz für vertrauliche 
Dokumente, die von den betroffenen 
Teams direkt verwaltet werden können 
und in verschiedenen Sicherheitsstufen 
gespeichert werden. Zugleich werden 
auch ämterübergreifende Zugriffe er-
möglicht sowie ein sicherer Austausch 
mit Externen. Die Zusammenarbeit eröff-
nete alternative Denk- und Arbeitswei-
sen und regelmäßig neue Impulse. Im Er-
gebnis kann die Stadtverwaltung schnel-
ler und flexibler arbeiten, was sowohl 
den dortigen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern als auch den Bürgerinnen und 
Bürgern der Stadt Regensburg entge-
genkommt.    
		  Thomas Haberl, Dracoon GmbH
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Corporate Governance

Musterkodex zieht nach: Mehr 
Nachhaltigkeitsaktivitäten von  
öffentlichen Unternehmen gefordert
Der von einer Expertenkommission erar-
beitete Deutsche Public Corporate Gover-
nance-Musterkodex (D-PCGM) wurde 
im März 2022 überarbeitet und um neue 
Empfehlungen zur stärkeren Berücksich-
tigung von Nachhaltigkeitskriterien bei 
der Unternehmenssteuerung ergänzt. 

So soll dem Musterkodex zufolge das 
Geschäftsführungsorgan dafür Sorge tra-
gen, dass die Nachhaltigkeitsziele der 
Vereinten Nationen (Sustainable Deve-
lopment Goals – SDGs) berücksichtigt 
werden. Auch sollen relevante Zielstel-
lungen der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie und die Ziele weiterer für das 
Geschäftsmodell relevanter Strategien 
des Bundes, des Landes sowie der Ge-
bietskörperschaft, in der das Unterneh-
men ansässig ist, bei der Geschäftstätig-
keit beachtet werden. Soweit die Vergü-
tung der Geschäftsführung variable bzw. 
erfolgsbezogene Bestandteile enthält, 
soll gemäß Musterkodex ein Teil auch 
am Grad der Umsetzung beschlossener 
Nachhaltigkeitsziele des Unternehmens 
bemessen werden. Große öffentliche 
Unternehmen sollen eine nichtfinanzielle 
Erklärung in Anlehnung an den Deut-
schen Nachhaltigkeitskodex abgeben.

Dem Aufsichtsorgan wird die Aufgabe 
zugeschrieben, künftig auch zu überwa-
chen, wie die ökologische und soziale 
Nachhaltigkeit bei der strategischen Aus-
richtung des Unternehmens und deren 
Umsetzung berücksichtigt wird. Dabei ist 
durch das Aufsichtsorgan zu prüfen, ob 
strategische und operative Pläne finanzi-
elle und nachhaltigkeitsbezogene Ziele 
umfassen und das Risikomanagement-
system sowie das interne Revisions- 
bzw. Kontrollsystem auch auf nachhaltig-
keitsbezogene Belange ausgerichtet sind. 
Zudem soll der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses über besondere Kenntnisse 
und Erfahrungen in der Nachhaltigkeits-
berichterstattung verfügen.

Die im Musterkodex ergänzten Regelun-
gen zur nachhaltigen Unternehmenssteu-

erung lehnen sich überwiegend an die 
Neufassung des für börsennotierte Unter-
nehmen geltenden Deutschen Corporate 
Governance Kodex (DCGK) an. Diese ist 
nach einer langen Konsultationsphase 
am 27.6.2022 in Kraft getreten und legt 
ebenfalls einen besonderen Fokus auf 
die stärkere Berücksichtigung von Nach-
haltigkeitskriterien (vergleiche auch Mel-
dung in PublicGovernance Frühjahr 2022). 

Der überarbeitete D-PCGM ist abrufbar unter 
https://pcg-musterkodex.de/. Die Neufassung 
des DCGK kann unter www.dcgk.de herunter-
geladen werden. 

Digitalisierung

Digitalpolitisches Programm für 
Deutschland – nutzerfreundlich,  
sicher und unabhängig
Mit den im April 2022 vorgelegten digital-
politischen Zielen und Maßnahmen bis 
zum Jahr 2025 skizziert die Bundesinnen-
ministerin den geplanten Weg für die 
weitere Digitalisierung des Staates und 
der Verwaltung in der laufenden Legisla
turperiode. Ziel sei es demnach, in Ko-
operation mit den Ländern und Kommu-
nen ein nutzerfreundliches und sicheres 
digitalisiertes Umfeld zu schaffen. 

Konkrete Maßnahmen des Programms 
umfassen die Weiterentwicklung des  
Onlinezugangsgesetzes – eines OZG 2.0 – 
sowie die Sicherstellung der Folge
finanzierung über das Jahr 2022 hinaus. 
Lösungen von Start-ups und Technolo
gieunternehmen sollen mit Unterstüt-
zung des GovTech Campus Deutschland 
für die öffentliche Verwaltung nutzbar  
gemacht werden. Eine große Herausfor-
derung ist die nutzerfreundliche und 
gleichzeitig datenschutzkonforme Auf-
setzung digitaler Identitäten, um das 
Once-Only-Prinzip umsetzen zu können. 
Damit soll ermöglicht werden, dass Bür-
gerinnen und Bürger sowie Unterneh-
men bestimmte Informationen nur noch 
einmal mitteilen müssen.

Des Weiteren sollen bis Ende 2025 die 
gemeinsamen IT-Anwendungen des 
Bundes harmonisiert werden; auch die 
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Arbeit der Bundesverwaltung soll digita
lisiert werden. Ressort- und behörden-
übergreifend gilt es zudem, agile Projekt-
teams und Innovationseinheiten aufzu-
bauen. Für eine nachhaltige öffentliche 
Beschaffung im BMI soll die Kompetenz-
stelle Nachhaltigkeit ausgebaut werden.

Ergänzend soll eine moderne und harmo-
nisierte Cybersicherheitsstruktur den ver-
lässlichen Unterbau für diese Digitalisie-
rungsentwicklung bilden und gleichzeitig 
die digitale Souveränität in der Cybersi-
cherheit stärken. Ein Ziel ist auch, Cyber-
befugnisse und -fähigkeiten weiterzuent-
wickeln. Daneben soll eine Datenstrate-
gie vorangetrieben werden, um Daten 
rechtssicher erheben und nutzen zu kön-
nen. Dies beinhaltet unter anderem ein 
Datengesetz zur rechtlichen Absicherung 
sowie eine Verbesserung der Datenquali-
tät durch ein einheitliches, modernisier-
tes Register.

Ziel des Programms ist zudem, die  
digitale Infrastruktur durch verbindliche  
Standards und Schnittstellen auf allen 
Verwaltungsebenen von Bund, Ländern 
und Kommunen nutzbar zu machen. Ver-
mehrt soll dabei auf Open-Source-Soft-
ware-Lösungen (Plattform „Open CoDE“) 
zugegriffen werden, um die digitale Sou-
veränität voranzubringen und Abhängig-
keiten von großen Technologieunterneh-
men zu reduzieren.

Das Programm „Digitales Deutschland –  
Souverän. Sicher. Bürgerzentriert“ ist auf der 
Website des BMI www.bmi.bund.de zu finden. 

Verwaltungsmodernisierung

Gemeinsames Kompetenzzentrum 
für Bevölkerungsschutz
Bei der Innenministerkonferenz Anfang 
Juni 2022 haben die Innenministerinnen 
und -minister von Bund und Ländern das 
Gemeinsame Kompetenzzentrum Bevöl-
kerungsschutz gegründet. Als neue Ko-
operationsplattform soll es Expertinnen 
und Experten aus Bund und Ländern  
zusammenbringen, um gemeinsam das 
Krisen- und Risikomanagement zu stär-
ken. Die kontinuierliche Zusammenarbeit 
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soll dazu beitragen, Krisen vorzubeugen, 
aber auch sicherstellen, dass im Krisen-
fall gemeinsam, schnell und effizient  
reagiert werden kann und die Bevölke-
rung besser gewarnt wird.

Neben der Bewältigung von Hochwas-
sersituationen geht es auch um den 
Schutz vor chemischen, biologischen 
und atomaren Gefahren. Dafür soll unter 
anderem die Ausstattung für den Zivil-
schutz ausgebaut werden. Darüber hin-
aus rückt das Kompetenzzentrum auch 
den Ausbau der nationalen Reserven, vor 
allem in den Bereichen Unterbringung 
und Betreuung von Evakuierten und Ge-
flüchteten, in den Fokus. Ein weiterer 
wichtiger Aspekt soll die Information zur 
Hilfe und Selbsthilfe der Bevölkerung im 
Katastrophenfall sein.

Das Gemeinsame Kompetenzzentrum 
ist beim Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) in 
Bonn angesiedelt. Zunächst werden 
zehn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aus Bund und Ländern zusammenarbei-
ten, die durch eine Geschäftsstelle des 
BBK unterstützt werden.   

Stadtwerke und Energie­
wirtschaft

Folgen für die Energieversorgung – 
Resolution zur Versorgungs­
sicherheit
Mehr als die Hälfte der fossilen Energie-
träger beziehen die Mitgliedsunterneh-
men des Verbands kommunaler Unter-
nehmen (VKU) e.V. nach eigenen Anga-
ben aus russischen Importen. Diese hohe 

Abhängigkeit mache die Energieversor
gung zu einem Faktor der nationalen Si-
cherheit. Diese müsste in den kurzfristi-
gen und strategischen Entscheidungen 
zur Energiewende berücksichtigt wer-
den. Als Reaktion auf den Angriffskrieg 
auf die Ukraine verabschiedete der VKU 
Mitte März 2022 daher eine Resolution. 
Neben der scharfen Verurteilung der An-
griffe sowie Solidaritätsbekundungen 
mit der Ukraine hebt die Resolution die 
Bedeutung der kommunalen Unterneh-
men für die Daseinsvorsorge in Deutsch-
land hervor.

Konkret fordert der VKU eine „diversifi-
zierte, nachhaltige und dezentralisierte 
Energieversorgung“, um Abhängigkeiten 
zu reduzieren und die Versorgungssicher-
heit zu gewährleisten. Dazu gehörten der 
Aufbau einer LNG-Infrastruktur, die flexi-
ble Nutzung vorhandener Kohlekraft-
werke, der beschleunigte Ausbau erneu-
erbarer Energien und die Nutzung von 
grünem Wasserstoff. 

Gleichzeitig betont der VKU auch die 
wichtige Rolle der Stadtwerke zur Steige-
rung der Energieeffizienz, nicht allein 
durch ihre Beratungsleistungen, sondern 
auch etwa in der systematischen Nut-
zung von Wärmenetzen. Angesichts  
steigender Energiepreise fordert der 
VKU zudem Unterstützung für die kom-
munalen Energiebetriebe, die infolge vo-
latiler Rohstoff- und Energiepreise vor zu-
sätzlichen finanziellen Herausforderun-
gen stehen.

Die Resolution „Politische Lage nach dem  
Angriff auf die Ukraine – Europäische Solidarität 
und Versorgungssicherheit als Unterpfand der 
nationalen Sicherheit“ ist auf der Website des 
VKU www.vku.de verfügbar. 

© 2022 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.



AKTUELLES AUS VERWALTUNGSWIRTSCHAFT UND ÖFFENTLICHEN UNTERNEHMEN  23

KfW-Kommunalpanel 2022:  
Große Belastung durch Krisen  
und steigende Energiepreise 
Krisen und Unsicherheiten sind die Her-
ausforderungen, die die Kämmerer deut-
scher Kommunen derzeit am meisten 
beschäftigen: Während Städte und Ge-
meinden noch immer durch die Auswir-
kungen der Corona-Krise und der Flutka-
tastrophe im Jahr 2021 belastet sind, 
sind kommende Herausforderungen wie 
die Bewältigung der Folgen des Krieges 
in der Ukraine schon absehbar. 

So zeigte bereits die Ende 2021 durch 
das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) 
im Auftrag von KfW Research durchge-
führte Befragung „KfW-Kommunalpanel 
2022“ unter 765 Kommunen, dass ein 
Viertel der Kämmereien (22 Prozent) ihre 
Finanzlage lediglich als „ausreichend“ 
und ein weiteres Viertel (26 Prozent) so-
gar als „mangelhaft“ bewerten. 

Eine Nachbefragung zum KfW-Kommu-
nalpanel im April 2022 – also nach Be-
ginn des Krieges in der Ukraine – unter 
knapp 200 Kommunen ergab, dass allein 
die gestiegenen Energiepreise schon 
spürbare Auswirkungen auf viele Kom-
munen haben. Der Befragung zufolge 
wandten die Kommunen im Jahr 2020 im 
Mittel rund 1,5 Prozent ihrer Ausgaben 
für Wärme, Strom und Treibstoff auf.  
Dieser Anteil stieg bis 2022 um rund ein 
Drittel auf 2 Prozent. Etwa die Hälfte der 
teilnehmenden Städte, Gemeinden und 
Kreise gab an, dass diese Mehrbelas
tungen für sie „nur schwer“ (46 Prozent) 
oder sogar „gar nicht“ (5 Prozent) zu 
schultern seien und damit Anpassungen 
in der Finanzplanung erforderlich mach-
ten. Die Kommunen reagieren auf die ge-
stiegenen Energiepreise der Befragung 
zufolge sowohl mit Einsparungen bei  
anderen Haushaltsposten als auch mit 
Anpassungsmaßnahmen beim Energie-
verbrauch. Laut der Chefvolkswirtin der 
KfW setze der Krieg in der Ukraine die 
Kommunen administrativ und finanziell 
unter Druck und die Einnahmebasis vie-
ler Kommunen bleibe fragil. Gleichzeitig 
kämen mit hohen Energiekosten, der  
Unterbringung Geflüchteter und weiter 
steigenden Baupreisen neue Belastun-
gen hinzu. 
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In den letzten beiden Jahren konnten laut 
einer weiteren Analyse von KfW Re-
search aus dem März 2022 die Kommu-
nen ihre Investitionen steigern. Aller-
dings sei mehr als ein Drittel des Ausga-
benwachstums auf steigende Kosten für 
Baumaßnahmen zurückzuführen. Auf der 
Finanzierungsseite hätten laut der Ana-
lyse niedrige Zinsen immerhin zu einer 
Entlastung beitragen können, die zum 
Zeitpunkt der Untersuchung noch rück-
gängige Zinslast entspräche allerdings 
nicht dem Umfang der höheren Bau-
preise. Grund dafür sei die Aufgaben- 
und Finanzierungsstruktur der deutschen 
Kommunen: Städte, Gemeinden und 
Landkreise seien für rund 60 Prozent der 
öffentlichen Baumaßnahmen zuständig 
und daher von der Baupreisentwicklung 
besonders stark betroffen.

Das aktuelle KfW-Kommunalpanel 2022 ist  
abrufbar unter www.kfw.de/kommunalpanel. 

Die Veröffentlichung „Baupreisanstieg  
und mögliche Zinswende: Hürden für 
Kommunalinvestitionen“ ist auf der Website 
www.kfw.de verfügbar. 

Abfallverbrennungsanlagen fallen 
bald unter den Emissionshandel – 
Kommunen fürchten steigende  
Gebühren
Ab Januar 2023 plant das Bundeswirt-
schafts- und Klimaschutzministerium, 
CO2-Emissionen aus der Abfallverbren-
nung in den nationalen Brennstoffemissi-
onshandel einzubeziehen. Laut Berech-
nungen des Verbands kommunaler Unter-
nehmen (VKU) und eines Gutachtens 
des Bundesumweltministeriums werden 
sich Verbraucher deshalb auf steigende 
Gebühren einstellen müssen. Zusätzlich 
würden sich auch die steigenden Energie-
preise in den Gebühren niederschlagen. 

Erst im Mai 2022 hatte sich der Umwelt-
ausschuss des EU-Parlaments mehrheit-
lich dafür ausgesprochen, Abfallverbren-
nungsanlagen in der EU ab 2026 mit in 
das EU-weite CO2-Emissionshandelssys-
tem aufzunehmen. Bisher ist die klassi-
sche Müllverbrennung vom Emissions-
handel ausgenommen. Abfallverbrennung 
in der EU verursache laut der Deutschen 
Umwelthilfe derzeit jährlich über 95 Mil

lionen Tonnen CO2 – ein Ausstoß, der 
dem Klima schade, wertvolle Rohstoffe 
vernichte und zu giftigen Rückständen 
führe, heißt es in einer gemeinsamen 
Pressemitteilung der Deutschen Um-
welthilfe (DUH), des Bundes für Umwelt 
und Naturschutz Deutschland (BUND) 
sowie des Bundesverbands für Umwelt-
beratung (bfub). Der zuständige Wirt-
schafts- und Klimaschutzminister solle 
sich – so die Umweltverbände – im  
EU-Ministerrat für die Aufnahme von  
Abfallverbrennungsanlagen in das EU-
Emissionshandelssystem einsetzen. 

Der Verband kommunaler Unternehmen 
(VKU) hingegen mahnte in einer ersten 
Reaktion an, die abfallwirtschaftlichen 
Folgen zu analysieren und alle Verfahren 
der Müllentsorgung gleich zu behandeln. 
Siedlungsabfälle, also nicht vorbehan-
delte und biologisch abbaubare Abfälle 
vor allem aus privaten Haushalten, wür-
den andernfalls wieder vermehrt auf  
Deponien landen, so der VKU. Dies wäre 
klimaschädlicher als die Müllverbrennung 
und sei in Deutschland aus diesem 
Grund bereits seit 2005 verboten. 

Nachhaltigkeit

Bundesrechnungshof kritisiert 
mangelnde Umsetzung beim  
Klimaschutz
Die Steuerung des Klimaschutzes in 
Deutschland sei mangelhaft, für fast alle 
Klimaschutzmaßnahmen fehlten Vorga-
ben, wie viel Treibhausgase damit ein
gespart werden sollten. Berichte der 
Bundesregierung zum Klimaschutz seien 
„lückenhaft und für eine Steuerung un-
geeignet“. Diese Feststellungen finden 
sich im Sonderbericht „Steuerung des 
Klimaschutzes in Deutschland“, den der 
Bundesrechnungshof Ende März 2022 
veröffentlicht hat. Gleichzeitig, so beklagt 
der Rechnungshof weiter, gebe es „hohe 
klimaschädliche Subventionen“, zudem 
fehle ein Überblick über die klimaschutz-
bezogenen Ausgaben und Einnahmen im 
Bundeshaushalt. 

Mit den bisherigen Maßnahmen werde 
es nicht gelingen, Deutschlands Klima-
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Dessau-Roßlau (Sachsen-Anhalt) und 
Weißwasser (Sachsen) wurden Effekte 
in den Regionen untersucht und Erfolgs-
faktoren für die effiziente und mitarbei-
terverträgliche Umsetzung einer Behör-
denansiedlung formuliert. 

Ein ausreichender zeitlicher Vorlauf einer 
Behördenverlagerung – etwa im Falle 
des Umweltbundesamtes in Dessau-
Roßlau – scheint bei einer Verlagerung 
ein wesentlicher Faktor dafür zu sein,  
negative Begleiterscheinungen wie Per-
sonal- und Effizienzverluste zu vermei-
den. Dieser biete sowohl dem Personal 
als auch der Führungsebene Planungs
sicherheit für die personelle Umstruktu-
rierung, Weitergabe von Wissen und  
Rekrutierung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern. So seien beim Umweltbun-
desamt in Dessau-Roßlau, dessen Verla-
gerung mit zehn Jahren Vorlauf bekannt 
gegeben wurde, keinerlei Effizienzver-
luste berichtet worden. 

Für die Frage nach einer Verlagerung 
oder Neuansiedlung sei auch das Tätig-
keitsprofil der Behörde und der Beschäf-
tigten zu berücksichtigen, das zeigen die 
Fälle der Ämter für Ländliche Entwick-
lung Oberpfalz und Oberbayern. Die 
Wahl eines peripheren Standorts habe 
sich negativ auf die Arbeitsleistung aus-
gewirkt, da diese Lage bei Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern mit Tätigkeit im  
Außendienst zu zusätzlichen Belastun-
gen geführt habe. Besser geeignet für 
eine Dezentralisierung wären daher Be-
hörden mit standortunabhängigen Tätig-
keiten wie im Bereich der Finanzverwal-
tung. Auch der vorhandene Beschäfti-
gungspool am Zielstandort ist genau in 
Betracht zu ziehen: Vor allem „Behörden 
mit wenig spezialisierten Aufgaben“ 
könnten schneller und umfangreicher 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter rekru-
tieren als Einrichtungen, die hoch qualifi-
zierte Fachkräfte benötigen. 

Darüber hinaus bräuchten Beschäftigte 
mitsamt ihren Familien durch attraktive 
Arbeits- und Standortbedingungen An-
reize für einen Umzug an einen neuen 
Standort. Denn zusätzliche wirtschaft
liche Impulse in den Zielregionen seien vor 
allem dann zu erwarten, wenn die Fami-
lien der Behördenbeschäftigten mitzögen.  

Im Rahmen der Konferenz wurde aber 
auch das bislang Erreichte gewürdigt: 
„Nachhaltigkeit ist in den Finanzministe-
rien und -verwaltungen der Länder nicht 
nur in den Kernbereichen des Haushalts- 
und Finanzwesens bereits breit ver- 
ankert, sondern insbesondere auch im 
Beteiligungs- und Flächenmanagement 
sowie in der Beschaffung“. So beschreibt 
der „FMK-Fortschrittsbericht Nachhaltig-
keitsstrategien 2022“ die Situation in den 
Ländern. 

Demnach habe es laut Bericht vereinzelt 
bereits Änderungen im Haushaltsrecht 
gegeben, zum Beispiel bei der Veranke-
rung des Prinzips der ökologischen, öko-
nomischen und sozialen Nachhaltigkeit in 
Bezug auf die Aufstellung und Ausfüh-
rung des Haushalts. Hinsichtlich der Auf-
stellung der Haushalte würde für die Bun-
desländer weiterhin die Einhaltung der 
Schuldenbremse im Sinne eines nachhal-
tigen Finanzwesens im Fokus stehen. 
Gleichzeitig werde laut Fortschrittsbe-
richt den Themen Umwelt-, Klima- und 
Naturschutz inzwischen eine hohe Priori-
tät eingeräumt. Im Haushaltsvollzug sei 
zum Beispiel das Ziel einer nachhaltigen 
Beschaffung – ergänzt um einen CO2-
Schattenpreis (ein fiktiver Preis, der die 
Emissionen eines Produktes oder einer 
Dienstleistung abbildet) – in den Vorder-
grund gerückt. Neben der Einführung  
digitaler Lösungen, wie etwa Dash-
boards oder elektronische Haushaltsbe-
richte, würde für die Länder zum Beispiel 
auch der Ausbau des Controllings im  
Bereich der ökologischen Nachhaltigkeit 
eine Rolle spielen.

Der Fortschrittsbericht kann unter  
https://www.zdl-berlin.de/fmk/bericht2022  
heruntergeladen werden. 

Strukturschwache Gegenden durch 
Behörden stärken
Ob und wie die Ansiedlung von Behör-
den und öffentlichen Einrichtungen mit 
den damit verbundenen Beschäftigungs-
möglichkeiten strukturschwache Regio-
nen stärken kann, untersucht eine aktu-
elle Studie des ifo Instituts in München. 
Anhand von vier neu angesiedelten oder 
verlagerten Behörden in den Landkreisen 
Tirschenreuth, Mühldorf am Inn (Bayern), 

schutzziele zu erreichen. Da die prognos-
tizierten Treibhausgas-Emissionen zu 
hoch seien, drohe eine erhebliche „Klima- 
lücke“, wie die Behörde in der begleiten-
den Pressemitteilung schreibt. Unter Be-
rufung auf den „Projektionsbericht“ zum 
Klimaschutz der Bundesregierung von 
Oktober 2021 werde unter anderem 
ohne zusätzliche Maßnahmen im Jahr 
2030 eine Reduktion der Treibhausgase 
von 49 Prozent gegenüber 1990 erreicht, 
nach den Vorgaben des Bundes-Klima-
schutzgesetzes müsste es aber eine Re-
duktion in Höhe von 65 Prozent sein. 

Sämtliche Klimaschutzmaßnahmen müss
ten laut Rechnungshof „umgehend auf 
den Prüfstand“. Die Klimaschutzpolitik 
brauche eine neue Ausrichtung; der 
Bund solle nur noch Maßnahmen finan-
zieren, die nachweislich und wirtschaft-
lich zur Minderung von Treibhausgasen 
beitragen. Im Bericht werden hierzu die 
Förderprogramme des Bundes genannt. 
Im gesamten Bundeshaushalt solle ein 
„Klima-Tracking“ etabliert werden, um 
die Klimaauswirkungen einzelner Ausga-
ben bewerten zu können. Haushalts- und 
Klimaschutzpolitik sollten nach den Vor-
stellungen des Rechnungshofes enger 
miteinander verknüpft werden, um zu  
einem „Klimahaushalt“ zu gelangen. Als 
bereits existierendes Beispiel für einen 
„grünen Haushalt“ auf nationaler Ebene 
wird Frankreich genannt. 

Der Sonderbericht ist auf der Website  
www.bundesrechnungshof.de zu finden. 

Nachhaltigkeitsaspekte gewinnen 
für das Haushaltswesen der Länder 
an Bedeutung
Die Finanzministerinnen und Finanzmi-
nister der Länder haben laut Presseinfor-
mation eine Arbeitsgruppe eingerichtet, 
die ein methodisches Konzept zur Mes-
sung von Zukunftsfähigkeit und Nachhal-
tigkeit der öffentlichen Haushalte mittels 
geeigneter Parameter untersuchen soll. 
Damit soll die Nachhaltigkeitsorientie-
rung öffentlicher Haushalte weiter ge-
stärkt werden. Dies ist ein Ergebnis der 
Jahreskonferenz der Finanzministerinnen 
und Finanzminister, die am 6.5.2022 in 
Nürnberg stattfand.
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Verfassungsbeschwerden von Hoteliers  
aus Hamburg, Bremen und Freiburg zu-
rück (unter anderem Aktenzeichen 1 BvR 
2868/15). Gemäß dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts kann der Ge-
setzgeber künftig weiterhin beruflich  
veranlasste Übernachtungen von der 
Aufwandbesteuerung ausnehmen, muss 
dies aber nicht.

Eine Vielzahl von Städten und Gemein-
den erhebt seit dem Jahr 2005 von  
den örtlichen Beherbergungsbetrieben 
eine Übernachtungssteuer, die sich in 
der Regel auf einen niedrigen Prozent-
satz des Übernachtungspreises beläuft. 
Das Bundesverwaltungsgericht hatte mit 
Grundsatzurteil vom 11.7.2012 – BVerwG 
9 CN 1.11 – entschieden, dass beruflich 
veranlasste Übernachtungen aus verfas
sungsrechtlichen Gründen von der Steuer 
auszunehmen seien. Seither nahmen 
deutschlandweit sämtliche Übernach-
tungssteuergesetze solche Übernach-
tungen von der Besteuerung aus.  

 
 

Die Publikation wurde vom Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat (BMI) 
in Zusammenarbeit mit dem Bundesins-
titut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) im Rahmen des Förderpro-
gramms Region beauftragt.

Die Untersuchung „Ansiedlungen von  
Behörden in strukturschwachen Regionen“ 
steht zum Download zur Verfügung unter: 
www.bbsr.bund.de 

Recht und Steuern

Vergaberegeln aufgrund des  
Krieges in der Ukraine vereinfacht
Seit Mitte April 2022 gelten für Einkäufe 
unter 10.000 Euro in der öffentlichen Ver-
waltung vereinfachte Vergaberegeln 
durch das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz, wenn diese im 
Zusammenhang mit dem Krieg in der Uk-
raine erfolgen. Dies soll dazu beitragen, 
dass Bund, Länder und Kommunen 
schneller und einfacher auf die Folgen 
des Krieges reagieren können.

Insbesondere werden die Möglichkeiten 
zur Direktvergabe von Liefer- und Dienst-
leistungen bis 5.000 Euro und Bau
leistungen bis 8.000 Euro erweitert, um 
geflüchtete Menschen aus der Ukraine 
unterbringen und verpflegen zu können 
sowie die medizinische Versorgung  
sicherzustellen. Darüber hinaus gelten 
die Vereinfachungen auch für Investitio-
nen in die Cybersicherheit, Energiever-
sorgung und Versorgungssicherheit, die 
durch gestörte Lieferketten infolge des 
Krieges schnelles Handeln der Verwal-
tungsbehörden erfordern.

Die vereinfachten Vergaberegeln gelten 
befristet bis 31.12.2023. 

Urteil: Örtliche Bettensteuern mit 
dem Grundgesetz vereinbar
Städte dürfen Steuern auf Übernachtun-
gen in Hotels und ähnlichen Unterkünf-
ten erheben – auch bei einem beruflich 
bedingten Aufenthalt. Dies entschied 
das Bundesverfassungsgericht in Karls-
ruhe am 22.3.2022 und erklärte damit 
die sogenannten Bettensteuern als mit 
dem Grundgesetz vereinbar. Es wies vier  
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Carl-Goerdeler-Preis würdigt Arbeit 
zum kommunalen Finanzausgleich
Im Rahmen einer Festveranstaltung am 
13.6.2022 erhielt Dr. Dominik Frankenberg 
im Leipziger Rathaus den kommunalwis-
senschaftlichen Preis der Carl und Anne-
liese Goerdeler-Stiftung für seine Disser-
tation zum kommunalen Finanzausgleich.

In der Doktorarbeit stehen die theore
tischen, methodischen und empirischen 
Aspekte einer aufgabenorientierten  
Finanzbedarfsmessung im Mittelpunkt. 
Frankenberg analysiert institutionelle Ver-
hältnisse am Beispiel des Gemeinde
finanzierungsgesetzes Nordrhein-West
falen und leitet daraus Handlungs
empfehlungen ab. Wie der Preisträger  
in der Diskussion mit dem Leipziger 
Oberbürgermeister Burkhard Jung und  
Prof. Wolfgang Goerdeler, dem Kuratori-

umsvorsitzenden der Goerdeler-Stiftung,  
unter Moderation des Juryvorsitzenden 
Prof. Dr. Gerhard Hammerschmid (Hertie 
School) sagte, ist der schwierige Kom-
promiss eines kommunalen Finanzaus-
gleichs dann gelungen, „wenn Kommu-
nen und Land gleichermaßen unzufrie-
den sind“.

Der Preis erinnert an den ehemaligen 
Leipziger Oberbürgermeister und Wider-
ständler gegen die NS-Herrschaft, Carl 
Goerdeler, der im Februar 1945 von den 
Nationalsozialisten ermordet wurde. Er 
wird seit vielen Jahren für hervorragende 
Dissertationen im Bereich Kommunalpo-
litik und -verwaltung verliehen. Vergeben 
wird der Preis durch die Goerdeler-Stif-
tung in Kooperation mit der Stadt Leipzig 
und dem Institut für den öffentlichen 
Sektor.  

IN EIGENER SACHE

Diskussion mit dem Preisträger über den schwierigen 
Kompromiss des kommunalen Finanzausgleichs  
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NEUE PUBLIKATIONEN

Kommunen auf dem Weg zur Smart 
City: die Gründerszene im Blick
Die Transformation zur Smart City ist 
eine langfristige Aufgabe und kann nur 
gelingen, wenn die öffentliche Hand ge-
meinsam mit Forschung und Wirtschaft 
sowie mit den Bürgerinnen und Bürgern 
die Weichen zur Umsetzung stellt. Wir 
zeigen in unserem aktuellen Policy-
Paper, in welchen fünf Handlungsfeldern 
die Stadtverwaltung besonders gefor-
dert ist, um als Wegbereiter zur Smart 
City zu fungieren. 

Eine Empfehlung für alle Städte: Es gilt, 
die Zusammenarbeit mit jungen und 
innovativen Unternehmen aus der Grün-
derszene stärker in den Blick zu nehmen. 
Wir präsentieren in der Publikation daher 
vier Start-ups mit ihren ganz unterschied-
lichen Ansätzen für smarte Städte. Außer-
dem haben wir die Gründerinnen und 
Gründer dieser vier Unternehmen zu ihrer 
Sichtweise auf die Realisierung smarter 
Städte befragt. 

Das Policy-Paper „Kommunen auf dem 
Weg zur Smart City: Fünf Aufgaben für die 
Stadtverwaltung und welchen Beitrag 
Start-ups leisten können“ steht zum Download 
zur Verfügung: https://publicgovernance.de/
html/de/Smart-City.htm   

Der kommunale Gesamtabschluss: 
ein neuer Diskussionsanstoß
In den letzten 20 Jahren wurden immer 
mehr kommunale Aufgaben in öffent liche 
Einrichtungen oder Unternehmen aus den 
Kernverwaltungen ausgelagert und orga-
nisatorisch bzw. rechtlich unterschiedlich 
weit verselbstständigt. Es wäre also zu er-
warten, dass Kämmereien, Banken, Politi-
ker und Steuerzahler dem kommunalen 
Gesamtabschluss eine entsprechend 
hohe Bedeutung zuschreiben – denn 
schließlich ist dies das einzige institutiona-
lisierte Instrument, das noch eine Gesamt-
betrachtung von Kernhaushalt und Betei-
ligungsunternehmen gewährleistet. Doch 
die Realität sieht anders aus: Nur wenige 
Kommunen erstellen und veröffentlichen 
einen aktuellen Gesamtabschluss. 

Ziel unseres kürzlich erschienenen Policy-
Papers ist es daher, einen neuen Diskus-
sionsanstoß um die praktische Relevanz 
dieses Instruments zu geben. Mit einer 
Expertenrunde aus Wissenschaftlern und 
Praktikern wurden Status und Nutzen 
des Gesamtabschlusses erörtert und 
Ansätze entwickelt, wie er in der kom-
munalen Praxis an Bedeutung gewinnen 
könnte. Im Expertenkreis war man sich 
einig: Der kommunale Gesamtabschluss 
ist nach wie vor wichtig, vor allem in 
Kommunen mit einem hohen Auslage-
rungsgrad.

Download des Policy-Papers „Der kommunale 
Gesamtabschluss: Theoretisch wichtig – 
praktisch irrelevant: Lässt sich das ändern?“: 
www.publicgovernance.de/html/de/Policy-
Paper-Kommunaler-Gesamtabschluss.htm  

VERANSTALTUNGSHINWEIS 

myGovernment 2022 – die Smart 
City Edition
Bei der Netzwerkveranstaltung myGo-
vern ment 2022 am 14.9.2022 in Berlin 
präsentieren von unserer Jury ausge-
wählte Start-ups ihre digitalen und nach-
haltigen Lösungen für smarte Städte 
und Regionen. Mit dabei in diesem Jahr: 
XignSys GmbH, Hawa Dawa GmbH, 
PLAN4 Software GmbH, Smart Village 
Solutions SVS GmbH und Tucan.ai 
GmbH. 

Wir gratulieren diesen jungen Unterneh-
men, die aus mehreren Bewerbun-
gen von unserer Jury unter Vorsitz von 
Prof. Dr. Gerhard Hammerschmid (Hertie 
School, Berlin) für die Teilnahme aus-
gewählt wurden. Mit Expertinnen und 
Experten diskutieren wir zudem über die 
Rolle von Start-ups auf dem Weg zur 
Smart City.

Mehr Informationen zur Veranstaltung und 
zur Initiative myGovernment fi nden Sie unter: 
www.my-government.de.  

Prof. Dr. Gerhard Hammerschmid ist Juryvorsitzender 
bei myGovernment 
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Abonnement PublicGovernance

Gerne senden wir Ihnen zukünftige Ausgaben unserer  
Zeitschrift PublicGovernance kostenfrei zu.

Bitte beachten Sie, dass der Versand von PublicGovernance nur an Mitglieder der  
Geschäftsleitung, Aufsichtsratsmitglieder und Verwaltungsräte öffentlicher  
Unternehmen sowie Angehörige der öffentlichen Verwaltung erfolgt. Auf unserer  
Homepage www.publicgovernance.de können Sie das Bestellformular ausfüllen  
oder die Zeitschrift direkt unter de-publicgovernance@kpmg.com abonnieren.  
Unsere Adresse finden Sie im Impressum unten auf dieser Seite.

Abbestellung: Wenn Sie die Zeitschrift PublicGovernance künftig nicht mehr erhal-
ten möchten, senden Sie uns bitte eine E-Mail an de-publicgovernance@kpmg.com.
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